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setz mit der Wirkung der Vollstreckbarkeit ausgestattet ist2).
Die Vollstreckungsklausel bedeutet lediglich die amtliche Be-
scheinigung der Vollstreckbarkeit des Titels und schützt den
Schuldner vor einer ungerechtfertigten Zwangsvollstreckung.
Darüber hinaus stellt sie die Eingriffsermächtigung für das
Vollstreckungsorgan dar. Zum anderen müssen die Pfän-
dungsvoraussetzungen selbst vorliegen. Das heißt die Pfän-
dung muß zur rechten Zeit, am rechten Ort, in der rechten Wei-
se und in rechtem Umfang erfolgen.

Grundsätzlich darf nicht zur Nachtzeit oder an Sonn- und
Feiertagen gepfändet werden, § 761 ZPO. Von diesem Grund-
satz darf im Hinblick auf die Grundrechte des Schuldners aus
Art. 2 I GG (freie Entfaltung der Persönlichkeit) und Art. 13 I
GG (Unverletzlichkeit der Wohnung) nur mit Erlaubnis des
Vollstreckungsgerichts abgewichen werden3).

Weiterhin unterliegen der Pfändung nur solche Sachen, die
sich zum Zeitpunkt der Pfändung im Gewahrsam des Schuld-
ners, des Gläubigers oder eines zur Herausgabe bereiten Drit-
ten befinden, §§ 808, 809 ZPO. Unter Gewahrsam ist das tat-
sächliche Herrschaftsverhältnis über eine Sache zu verste-
hen4). Es kommt bei der Pfändung also nicht darauf an, ob der
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I. Zwangsvollstreckung in körperliche Sachen

Die Zwangsvollstreckung in körperliche Sachen erfolgt
gem. § 808 I ZPO in der Weise, daß der Gerichtsvollzieher als
für diese Art der Vollstreckung zuständiges Organ die sich im
Gewahrsam des Schuldners befindlichen Sachen pfändet. An-
schließend wird die Sache verwertet, regelmäßig in der Form
der Zwangsversteigerung, und der Erlös zur Befriedigung dem
Gläubiger ausgehändigt.

1. Pfändung

Als erstes wird die Sache vom Gerichtsvollzieher gepfän-
det. Der Begriff der „körperlichen Sachen“ in der Zwangsvoll-
streckung entspricht dem Begriff der „beweglichen Sachen“
im Sinne des bürgerlichen Rechts1). Es können also prinzipiell
alle beweglichen Sachen gepfändet werden. Die Pfändung ge-
schieht durch einen staatlichen Hoheitsakt, durch den die Sa-
che der Verfügungsmacht des Schuldners entzogen wird. Bei
beweglichen Sachen geschieht dieses in der Regel dadurch,
daß der Gerichtsvollzieher die Sache in Besitz nimmt.

Voraussetzung für eine fehlerfreie Pfändung ist zum einen,
wie bei jeder Vollstreckungsmaßnahme, das Vorliegen der
Vollstreckungsvoraussetzungen. Das heißt, es muß ein Voll-
streckungstitel mit einer Vollstreckungsklausel vorliegen. Ein
Vollstreckungstitel ist eine öffentliche Urkunde, die einen ma-
teriellen Anspruch oder eine Haftung feststellt und vom Ge-

1) Baur/Stürner, Zwangsvollstreckungs-, Konkurs- und Ver-
gleichsrecht, 11. Auflage, Rdnr. 440.

2) Stein-Jonas-Münzberg, Kommentar zur ZPO, 21. Auflage, vor
§ 704, Rdnr. 18;BL-Hartmann Grdz § 704, Rdnr. 15.

3) Baumbach/Lauterbach-Hartmann, Kommentar zur ZPO, 54.
Auflage, § 761, Rdnr. 1; AG Gelsenkirchen DGVZ 75, 189.

4) BL-Hartmann,§ 808, Rdnr. 7; LG Frankfurt NJW RR 88,
1215.
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gepfändete Gegenstand im Eigentum des Schuldners steht,
sondern lediglich darauf, daß sie der Schuldner in Gewahrsam
hat. Der Gerichtsvollzieher soll sich mit der Prüfung der leich-
ter festzustellenden Gewahrsamsverhältnisse begnügen dür-
fen, da er die Eigentumsverhältnisse an einer Sache nicht über-
sehen und klären kann5). Der Gerichtsvollzieher kann hierbei
also davon ausgehen, daß alle im Gewahrsam des Schuldners
befindlichen Sachen der Pfändung unterliegen6). Etwas ande-
res gilt jedoch dann, wenn für den Gerichtsvollzieher kein
Zweifel daran bestehen kann, daß der zu pfändende Gegen-
stand nicht im Eigentum des Schuldners steht7). In solchen
Fällen hat die Pfändung zu unterbleiben, da ein entgegenge-
setztes Verhalten sogar eine Pflichtverletzung des Gerichts-
vollziehers darstellen und eventuell Schadensersatzansprüche
des Eigentümers begründen würde. Ist eine nicht dem Schuld-
ner gehörende Sache gepfändet worden, kann der Eigentümer
sein Eigentum mittels einer Drittwiderspruchsklage gem.
§ 771 ZPO geltend machen und so die Vollstreckung verhin-
dern.

Die Pfändung erfolgt durch Inbesitznahme der Sachen
durch den Gerichtsvollzieher, § 808 I ZPO. Geld, Wertpapiere
und Kostbarkeiten nimmt er in eigene Verwahrung. Gem.
§ 808 II ZPO sind alle anderen Gegenstände im Gewahrsam
des Schuldners zu belassen, sofern dadurch nicht die Befriedi-
gung des Schuldners in Gefahr gerät. Die Pfändung ist in sol-
chen Fällen jedoch durch Anbringen von Siegelmarken nach
außen hin kenntlich zu machen, § 808 II 2 ZPO.

Schließlich muß die Pfändung „im rechten Umfang“ erfol-
gen. Grundsätzlich haftet das gesamte bewegliche Vermögen
des Schuldners für die bestehende Forderung des Gläubigers.
Es bestehen jedoch bestimmte Pfändungsbeschränkungen, wie
zum Beispiel das Verbot der Überpfändung (§ 803 I 2 ZPO),
wonach die Pfändung nicht weiter ausgedehnt werden darf, als
es zur Betreibung der im Vollstreckungstitel genannten Sum-
me und zur Deckung der Kosten der Zwangsvollstreckung er-
forderlich ist, oder das Verbot der zwecklosen Pfändung
(§ 803 II ZPO), wonach eine Pfändung zu unterbleiben hat,
wenn sich durch die Verwertung der Sache allenfalls die Ko-
sten der Zwangsvollstreckung decken ließen. Gegen diese
Verbote darf der Gerichtsvollzieher nicht verstoßen. Diese
Pfändungsbeschränkungen, insbesondere die Pfändungsver-
bote der §§ 811 ff ZPO, werden im Rahmen dieser Arbeit
erörtert.

2. Verwertung der gepfändeten Sache

Die Verwertung gepfändeter Sachen ist in §§ 814 ff ZPO
geregelt. Ist der gepfändete Gegenstand Geld, so ist es gem.
§ 815 ZPO dem Gläubiger abzuliefern. Alle anderen Gegen-
stände sind vom Gerichtsvollzieher öffentlich zu versteigern,
das heißt, es muß ein unbeschränkter Personenkreis als Bieter
zugelassen werden8). Dem Meistbietenden wird der Zuschlag
erteilt, § 815 I ZPO. Der Gerichtsvollzieher hat die Sache dem
Meistbietenden abzuliefern, § 817 II ZPO. Die Ablieferung ist
eine körperliche Übergabe der Sache und enthält eine auf die
Eigentumsübertragung gerichtete Erklärung9). Das Eigentum
geht kraft Hoheitsakt auf den Meistbietenden über und der
Gläubiger wird aus dem Erlös der Versteigerung befriedigt.

II. Geschichtliche Entwicklung der Gesetzgebung, insbe-
sondere der Pfändbarkeitsbestimmungen

1. Entwicklung in der Zeit nach der Einführung der
Zivilprozeßordnung

Die ZPO entstand im Jahre 1877 und gehörte zu den vier
Reichsjustizgesetzen (ZPO, StPO, GVG, KO). Die darin enthal-
tenen Regelungen traten am 1. 10. 1879 in Kraft. Das im
8. Buch der ZPO geregelte Zwangsvollstreckungsrecht war
stark liberalistisch, sehr formal und betonte die Interessen des
Gläubigers10). Durch diese nahezu unbegrenzte Zugriffsmög-
lichkeit auf das Schuldnervermögen entstand Ende der 80-Jahre
die Diskussion, den Schuldnerschutz bezüglich der Pfändbar-
keitsbestimmungen zu erweitern. Diese Tendenz entsprach den
damaligen wissenschaftlichen Strömungen der Zeit, in denen
sich eine Abkehr von der liberalen Staatsidee und eine Zuwen-
dung zum sozialstaatlichen Denken abzeichnete11). Das beson-
dere Reformbestreben der Wissenschaft auf dem Gebiet des
Pfändungsschutzes zeigt sich auch darin, daß der Deutsche
Juristentag dieses in drei aufeinanderfolgenden Tagungen in
den Jahren 1893, 1895 und 1898 zum Hauptthema machte.

Im Jahre 1896 verabschiedete der Reichstag anläßlich der
Beratung des BGB eine Resolution, bei der Novelle der CPO
den Kreis der unpfändbaren Sachen, und somit auch den
Schuldnerschutz, zu erweitern. Am 17. 5. 1898 erfolgte
schließlich die Novelle der CPO12). Die Änderungen im Be-
reich des § 715 CPO (= § 811 ZPO) blieben jedoch verhältnis-
mäßig gering. So wurde in den §§ 811 Nr. 2 und 3 ZPO einge-
führt, daß Nahrungs- und Feuerungsmittel bzw. Futter- und
Streuvorräte für vier Wochen und der für die Beschaffung er-
forderliche Geldbetrag, aber nur für zwei Wochen, unpfändbar
blieb. Eine weitere Verbesserung des Pfändungsschutzes wur-
de durch § 811 Nr. 4 ZPO im landwirtschaftlichen Bereich er-
zielt. Der Schutzgedanke des alten § 715 Nr. 4 CPO, der die
für die Fortsetzung der Arbeit notwendigen Gegenstände für
unpfändbar erklärte, wurde von Künstlern, Handwerkern, Fa-
brikarbeitern und Hebammen auf alle Personen erweitert, die
ihren Erwerb aus Handarbeit oder sonstigen persönlichen Lei-
stungen ziehen (§ 811 Nr. 5 ZPO)13). Die wichtigste Verände-
rung der Pfändbarkeitsbestimmungen bestand jedoch in der
Schaffung des § 812 ZPO, da der Gesetzgeber hier zum ersten
Mal das Prinzip gesetzlich verankerte, daß die Zwangsvoll-
streckung nicht zu einer Verschleuderung des Schuldnerver-
mögens führen dürfe. Allerdings war der Anwendungsbereich
auf den Hausrat beschränkt14).

Danach stand die Entwicklung der Pfändbarkeitsbestim-
mungen trotz wiederholter Novellierungen der ZPO vorerst
still. Erst mit Ausbruch des Ersten Weltkrieges setzte eine
hektische Entwicklung auf dem Gebiet des Zwangsvollstrek-
kungsrechts ein. Der Gesetzgeber mußte auf die wirtschaftli-
che Entwicklung, die Situation der Soldaten und der gesamten
Bevölkerung reagieren. So entstand auf der Basis des Ermäch-
tigungsgesetzes vom 4. 8. 1914 das Zwangsvollstreckungsnot-
recht, welches nur für die Dauer des Krieges Geltung finden
sollte15). Der provisorische Charakter der Regelungen wurde
dadurch zum Ausdruck gebracht, daß sie nicht als Novellie-
rungen zu den Gesetzen, sondern als Sonderbestimmungen er-

10) Baumann/Brehm, Zwangsvollstreckungsrecht, 2. Auflage, § 4
I 2, S. 19.

11) Lippross, Grundlagen und System des Vollstreckungsschutzes,
1983, S. 37.

12) RGBl S. 256 ff.
13) Lippross, a.a.O, S. 44.
14) Baumann/Brehm, a.a.O., § 4 I, S. 19;Lippross, a.a.O., S. 44.
15) Jonas/Pohle, Zwangsvollstreckungsnotrecht, 1954, S. 1.

5) BL-Hartmann, § 807, Rdnr. 1; LG Dortmund RR 86, 1498.
6) BL-Hartmann, § 808, Rdnr. 6
7) Brox/Walker, Zwangsvollstreckungsrecht, 5. Auflage, Rdnr. 259;

BL-Hartmann, § 808, Rdnr. 2.
8) BL-Hartmann, § 814, Rdnr. 2.
9) BL-Hartmann, § 817, Rdnr. 6.
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lassen wurden. Einige Regelungen des Zwangsvollstreckungs-
notrechts hatten trotzdem bleibende Wirkung, da sie entgegen
der ursprünglichen Absicht des Gesetzgebers als Dauerrecht
übernommen wurden16). Eine zusätzliche Erweiterung des
Schuldnerschutzes wurde durch die Bundestagsverordnung
vom 8. 10. 1914 über das Mindestgebot bei der Versteigerung
beweglicher Sachen erreicht, denn dadurch wurde in der Kri-
senzeit der in § 812 ZPO verankerte Grundsatz des Verschleu-
derungsverbots im Vollstreckungsverfahren verwirklicht17).
Auch diese Vorschrift sollte nur provisorischen Charakter be-
sitzen, wurde aber durch das Gesetz über Maßnahmen auf dem
Gebiet der Zwangsvollstreckung vom 20. 8. 195318) in den
§§ 813 und 817a in die ZPO übernommen.

Ein weiterer Zuwachs an sozialen Gesichtspunkten in der
Zwangsvollstreckung folgte schließlich nach dem Ersten
Weltkrieg nach Zusammenbruch der Monarchie. Als Beispiel
hierfür läßt sich die Erweiterung des Vollstreckungsschutzes
für Kriegsteilnehmer anführen. Die Vollstreckung gegen diese
Personen durfte nur vorgenommen werden, wenn das Voll-
streckungsgericht diese ausnahmsweise bewilligte; nämlich
dann, wenn eine Aussetzung nach den Umständen des Falles
„unbillig“ wäre19).

Die Weltwirtschaftskrise 1930/31 brachte bleibende Ver-
änderungen. Durch eine Notverordnung vom 19. 2. 193220)
wurde der Pfändungsschutz des § 811 ZPO ausgedehnt, insbe-
sondere wurden die Landwirte besonders geschützt, indem die
ihnen als Vergütung gelieferten Naturalien sowie das davon
ernährte Vieh für unpfändbar erklärt wurde.

Nach der MachtergreifungHitlers wurden von der Gesetz-
gebung anfangs starke Maßnahmen zum Schutz der Landwirt-
schaft ergriffen. Um der stark geschwächten Landwirtschaft
die Möglichkeit zu geben, sich zu erholen, erklärte die Notver-
ordnung vom 14. 2. 1933 landwirtschaftliche Grundstücke
und das den landwirtschaftlichen Betrieben dienende Mobiliar
für unpfändbar21).

Eine weitere einschneidende Veränderung brachte die
Vollstreckungsschutzverordnung vom 26. 5. 1933. Bei der
Vollstreckung in das bewegliche Vermögen bestand nun die
Möglichkeit des Vollstreckungsgerichts, die Verwertung von
Pfandstücken gegen Ratenzahlung auszusetzen22). Zusätzlich
war das Vollstreckungsgericht in der Lage, eine Vollstrek-
kungsmaßnahme aufzuheben, wenn der Schuldner unver-
schuldet in Zahlungsschwierigkeiten geraten war und durch
den Verlust der Gegenstände ein unverhältnismäßig großer
Schaden entstehen würde. Diese Regelung stellte also eine we-
sentliche Erweiterung der Pfändungsbeschränkungen des
§ 811 ZPO dar. Dieses Gesetz war allerdings zeitlich bis zum
31. 3. 1934 befristet und war deshalb vertretbar, weil es durch
das Verschuldensprinzip abgeschwächt war.

Im weiteren Verlauf wurden die Bestimmungen des § 811
ZPO erweitert und präzisiert, da es durch den Wortlaut der Be-
stimmung häufig zu einer zu engen Auslegung der Schutzbe-
stimmungen gekommen war.

Durch das Vollstreckungsmißbrauchsgesetz vom 13. 12.
1934 wurde eine Generalklausel eingefügt, die dem Vollstrek-

kungsgericht die Möglichkeit einräumte, die Zwangsvollstrek-
kung aufzuheben, wenn die Durchführung der Vollstreckung
eine „dem gesunden Volksempfinden gröblich widerspre-
chende Härte“ darstellt23). Hier wird eine neue Tendenz der
Gesetzgebung sichtbar, dem Richter aufgrund generalklausel-
artig gefaßter Bestimmung die Möglichkeit zu geben, direkt in
das Vollstreckungsverfahren einzugreifen und dadurch einen
Interessenausgleich zwischen Gläubiger und Schuldner zu er-
möglichen24).

Während des Zweiten Weltkrieges fand eine ähnliche Ent-
wicklung wie während des Ersten Weltkrieges statt. Primär
ging es darum, den Schuldner vor kriegsbedingten Zahlungs-
schwierigkeiten und den damit verbundenen Vollstreckungs-
maßnahmen zu schützen25).

Nach dem Zweiten Weltkrieg bestand infolge der kriegsbe-
dingten Maßnahmen auf dem Gebiet des Zwangsvollstrek-
kungsrechts ein zu großer Schuldnerschutz, den es in der Folge-
zeit abzubauen galt. Durch die Einführung neuer Pfändungsbe-
stimmungen für landwirtschaftliche Betriebe entfielen die in der
Sonderverordnung aus dem Jahre 1933 enthaltenenen Pfän-
dungsverbote. Der Schuldnerschutz generell wurde durch das
Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiet der Zwangsvollstrek-
kung vom 20. 8. 1953 bereinigt und in eine endgültige Form ge-
bracht26). Durch dieses Gesetz sollte das Zwangsvollstreckungs-
recht von „nationalsozialistischer Denkweise“ und „nationalso-
zialistischem Sprachgebrauch“ bereinigt werden. Die wichtig-
sten Regelungen auf dem Gebiet der Pfändungsbestimmungen
waren die Einführung der Generalklausel des § 765 a ZPO, der
auf dem Vollstreckungsmißbrauchgesetz beruhte, und die
§§ 811 a, 811 b ZPO. Diese beiden Vorschriften brachten letzt-
endlich eine gesetzliche Regelung für die von der Rechtspre-
chung bereits entwickelte Austauschpfändung27). § 813 a beruht
auf § 18 der Zwangsvollstreckungsordnung aus dem Jahre
1933. Auf die Voraussetzungen und den Sinn dieser Regelun-
gen wird im Rahmen dieser Arbeit näher eingegangen.

2. Zusammenfassung

Zusammenfassend ist festzuhalten, daß die ZPO in ihrer ur-
sprünglichen Form von 1879 sehr formal gestaltet war und nur
wenig Aspekte in bezug auf den Schuldnerschutz und die wirt-
schaftlichen Interessen der Gemeinschaft beinhaltete. Die
wirtschaftliche Entwicklung im Laufe der Jahre und insbeson-
dere die beiden Weltkriege und die Weltwirtschaftskrise führ-
ten zu einer Verstärkung des Schuldnerschutzes unter anderem
durch Änderung der Pfändungsbestimmungen. Nach den Kri-
senzeiten bestand ein zu stark ausgeprägter Schuldnerschutz,
der abgebaut werden mußte.

Das heutige Zwangsvollstreckungsrecht enthält eine ge-
wisse Schärfe, die allerdings zur Durchsetzung der Gläubiger-
rechte auch notwendig ist. Dieser Gesichtspunkt ist wichtig,
da das Vollstreckungsrecht ein Zeichen für eine gute Rechts-
ordnung darstellt. Denn ohne seine Durchsetzbarkeit ist das
Recht wertlos. Daneben beinhaltet das Zwangsvollstreckungs-
recht aber auch Schuldnerschutzbestimmungen im Interesse
des Schuldners und der Allgemeinheit. Dies ist genauso not-
wendig, da die Zwangsvollstreckung zur Befriedigung des
Gläubigers dienen soll und nicht als Strafe für den Schuldner.

16) Lippross, a.a.O., S. 46.
17) RGBl, S. 427.
18) BGBl I, S. 952.
19) Lippross, a.a.O., S. 50.
20) RGBl I, S. 71.
21) RGBl I, S. 19.
22) Baumann/Brehm, a.a.O., § 4 I, S. 20.

23) Alisch, Wege zur interessengerechten Auslegung vollstrek-
kungsrechtlicher Normen, 1981, S. 80;Baumann/Brehm, a.a.O.,  § 4 I,
S. 20.

24) Lippross, a.a.O., S. 59.
25) Lippross, a.a.O., S. 59.
26) BGBl I, S. 952;Jonas/Pohle, a.a.O., S. 19.
27) Jonas/Pohle, a.a.O., S. 101.
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III. Unpfändbarkeit beweglicher Sachen

1. Normzweck der §§ 811 ff ZPO

Die Bestimmung über die Unpfändbarkeit beweglicher Sa-
chen sollen den Schuldner vor der Pfändung seines gesamten
Vermögens, der sog. Kahlpfändung bewahren28). Das Ziel der
Zwangsvollstreckung ist die Verwirklichung des Rechts des
Gläubigers. Aber eine unbeschränkte Zugriffsmöglichkeit auf
das gesamte Vermögen des Schuldners würde diesem nicht
nur die wirtschaftliche Existenzgrundlage nehmen, sondern
würde faktisch der heute unerwünschten Personalexekution
nahekommen29). Im Laufe der geschichtlichen und sozialpoli-
tischen Entwicklung hat sich daher die Auffassung durchge-
setzt, daß der Schuldner im Kern seines Vermögens gesichert
sein müsse.

Dem Schuldner soll also der für sein Weiterkommen not-
wendige Bereich belassen werde, ohne damit dem Gläubiger
das Durchsetzen seines Anspruchs in unzulässiger Weise zu
erschweren30).

Auch im Hinblick auf die Menschenwürde (Art. 1 I GG)
sind die Pfändungsverbote geboten. Es muß durch vollstrek-
kungsrechtliche Normen sichergestellt sein, daß dem Schuld-
ner eine Existenzgrundlage erhalten bleibt, die ihm eine be-
scheidene, aber menschenwürdige Lebensführung ermög-
licht31).

Im übrigen ist nicht zu verkennen, daß diese Schutzbestim-
mungen in gewissem Umfang auch einen Gläubigerschutz be-
wirken können. Dadurch, daß dem Schuldner ein gewisses
Existenzminimum gelassen wird, wird ihm ein Anreiz gege-
ben, seine Schulden durch eigene Arbeitskraft zu beglei-
chen32).

Denn nur wenn man dem Schuldner einen gewissen Frei-
raum seiner Persönlichkeit beläßt und seine Würde achtet,
kann von ihm eine gewisse Leistungsbereitschaft mit dem Ziel
des Abtragens seiner Schulden erwartet werden. Eine Einstel-
lung des Schuldners, durch die er sich trotz einer menschenun-
würdigen Situation gegenüber seinen Verpflichtungen verant-
wortungsbewußt zeigt, kann nicht verlangt werden33). Die
Möglichkeit zum Aufbau und Konsolidierung einer neuen
Existenzgrundlage ist also das vordringliche Ziel der Pfän-
dungsverbote.

Ferner bewirken die Pfändungsverbote, daß der Schuldner
nicht der Sozialhilfe anheim fällt. Diese Tatsache steht im öf-
fentlichen Interesse der Allgemeinheit34), die diese Last zu tra-
gen hätte. Ob dieser Effekt durch die Pfändungsbestimmungen
bezweckt ist, hängt von der dogmatischen Einordnung des
Schuldnerschutzes ab.

2. Dogmatik der Pfändungsverbote

Zur dogmatischen Einordnung der Schuldnerschutzbestim-
mungen sind zwei unterschiedliche Ansätze denkbar. Sowohl
der Schuldnerschutz, als auch die rechtsstaatliche Gewährlei-
stung der Durchsetzung der Rechte des Gläubigers, sind ver-
fassungsrechtlich geboten. Das läßt sich schon daran erken-
nen, daß die Zwangsvollstreckung in die Grundrechte der Be-
teiligten eingreift, oder zumindest eingreifen kann35).

Auf der Schuldnerseite kann es durch die Zwangsvollstrek-
kung zu Eingriffen in die Grundrechte des Eigentums (Art. 14
GG), der allgemeinen Handlungsfreiheit (Art. 2 I GG), der
Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 GG) und des Schut-
zes der menschlichen Würde (Art. 1 GG) kommen.

Auf Gläubigerseite können durch die Pfändungsbeschrän-
kungen das Grundrecht des Eigentums (Art. 14 GG) betroffen
sein, da sein Recht unter Umständen nicht voll durchgesetzt
werden kann. Fraglich ist nun, ob die durch die Pfändungsver-
bote bewirkte Beschränkung des Gläubigerrechts im Rahmen
der Privatrechtsordnung unter Berücksichtigung der grundge-
setzlichen Wertentscheidungen nach Art. 1 GG im Vorder-
grund steht oder ob sie als Ausdruck des Sozialstaatsprinzips
aus Art. 20, 28 GG zu verstehen sind. Je nach Verständnis und
Wertung dieser Ansätze kann es zu einer unterschiedlichen
Auslegung der Generalklauseln und der unbestimmten Begrif-
fe kommen, die in den Regelungen der Pfändungsbeschrän-
kungen enthalten sind und somit einen unterschiedlichen
Schuldnerschutz bewirken.

a) Beschränkung aufgrund materiellprivatrechtlicher
Wertung

Einer Auffassung nach beruhen die Pfändungsverbote auf
materiellprivatrechtlichen Wertungen und dienen zur Abgren-
zung subjektiver Rechte des Gläubigers und des Schuldners36).
Durch die Pfändungsbestimmungen werden materielle Rechte
von der Vollstreckung ausgenommen. Deshalb seien mate-
riellrechtliche Fragen angeschnitten, die nur an materiellrecht-
lichen Wertmaßstäben orientiert sein können37). Materiell be-
stimmte Schutzpositionen können jedoch sowohl privatrecht-
lich als auch öffentlich-rechtlich bedingt sein. Daher müsse
festgestellt werden, gegen wen sich die Vollstreckungsbestim-
mungen richten. Die Rechtsfolgen der Schutznormen richten
sich zwar gegen den Staat. Jedoch müsse der Grund und der
Umfang des Schutzes nicht schon deshalb in den Rechtsbezie-
hungen des Schuldners zum Staat gesucht werden. Zwar be-
dürfe der Schuldner auch des Schutzes gegen den Staat, da
durch dessen Organe die Zwangsvollstreckung erfolgt, aber
der Begrenzung der staatlichen Machtmittel dienen nicht die
Vollstreckungsschutznormen, sondern andere Vorschriften
des Vollstreckungsrechts38).

Die Zwangsmittel des Staates sind gesetzlich beschränkt.
Überschreiten die Vollstreckungsorgane nun die Grenzen der ge-
setzlichen Ermächtigung, so ist die staatliche Maßnahme rechts-
widrig und somit unzulässig39). Dieser Grundrechtsschutz greife
aber noch weiter. Auf ihm beruhen sowohl die Pfändungsverbote
zur Nachtzeit (§ 761 ZPO), als auch die anderen Verbote einer

35) Schilken, in: MünchKomm, § 811, Rdnr. 2;Rosenberg/Gaul/
Schilken, (o. Fußn. 29) § 52 I, S. 610.

36) Henckel, (o. Fußn. 32), S. 349 ff;Jauernig, (o. Fußn. 32) § 31
I, S. 128.

37) Henckel, (o. Fußn. 32), S. 349.
38) Henckel, (o. Fußn. 32), S. 350.
39) Henckel, (o. Fußn. 32), S. 350.

28) Baumann-Brehm, Zwangsvollstreckungsrecht, 2. Auflage
S. 40;Schilken: in MünchKomm ZPO § 811, Rdnr. 1;Bruns-Peters,
Zwangsvollstreckungsrecht, 3. Auflage, § 22 II, S. 40.

29) Rosenberg/Gaul/Schilken, Zwangsvollstreckungsrecht,
10. Auflage, § 52 I, S. 609;Schilken: in MünchKomm ZPO § 811,
Rdnr. 1.

30) Schönke/Baur, Zwangsvollstreckungs-, Konkurs- und Ver-
gleichsrecht, 10. Auflage, § 12 I, S. 157.

31) Schuschke, Kommentar zum 8. Buch der ZPO, § 811, Rdnr. 1;
Schneider/Becher, DGVZ 80, 177 (178).

32) Henckel, Prozeßrecht und materielles Recht, S. 358;Jauernig,
Zwangsvollstreckungs- und Konkursrecht, 19. Auflage, § 31 I.

33) Schneider/Becher, DGVZ 80, 177 (185); Henckel, (o.
Fußn. 32), S. 358.

34) Stein-Jonas-Münzberg, ZPO, 21. Auflage, § 811, Rdnr. 1;
BayOLG NJW 50, 697.
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Pfändung, die mit der Achtung der Menschenwürde unvereinbar
wäre. Diese Schutzbestimmungen stellen also absolute öffent-
lich-rechtliche Eingriffsbeschränkungen dar.

Da aber die Zwangsvollstreckung der Durchsetzung sub-
jektiver Rechte des Gläubigers mit staatlicher Hilfe dienen
soll, müsse für den Inhalt des Zwangsvollstreckungsrechts
auch eine privatrechtliche Wertung erfolgen, die den Schutz-
bereich des Schuldners gegen das Recht des Gläubigers ab-
grenzt40).

Es wird also zwischen den sich aus den gesetzlichen Vor-
schriften über die Zwangsmittel der Vollstreckungsorgane er-
gebenden öffentlich-rechtlichen Grenzen der staatlichen Voll-
streckungsgewalt und den privatrechtlichen Schranken des
Vollstreckungsschutzes, die die Rechtspositionen des Gläubi-
gers und des Schuldners abgrenzen, unterschieden.

Die Begrenzung der staatlichen Vollzugsgewalt schließe
also nicht aus, daß der Vollstreckungsschutz insgesamt mittel-
bar privatrechtlich orientiert sei. Der Vollstreckungsschutz
richte sich zwar nicht unmittelbar gegen die Gläubigerbefug-
nisse, beschränke jedoch die im subjektiven Recht verkörperte
Rechtsmacht des Gläubigers, da er aufgrund der Pfändungs-
verbote zum Schutze des Schuldners diese nicht voll ausüben
könne41). Für die Abgrenzung dieser privatrechtlichen Bezie-
hungen zwischen dem Gläubiger und dem Schuldner könne es
daher nur auf privatrechtliche Wertungen ankommen.

Als weiteres Argument dafür, daß der Schuldnerschutz auf
privatrechtlichen Wertungen beruhe, werden die unterschiedli-
chen Rechtsfolgen der absoluten öffentlich-rechtlichen Schran-
ken der Vollstreckungsgewalt einerseits und des Schuldner-
schutzes andererseits aufgezeigt42). Sowohl das Erfordernis ei-
ner gesetzlichen Ermächtigungsgrundlage für den Eingriff, als
auch die inhaltlichen Grenzen der Vollstreckungsgewalt, wie
zum Beispiel das Nachtpfändungsverbot, beeinträchtigen das
subjektive Privatrecht des Gläubigers nicht. An ihnen würde der
Vollstreckungserfolg nicht scheitern. Die Unpfändbarkeitsbe-
stimmungen seien in Gegensatz dazu gerade darauf ausgerich-
tet, den Vollstreckungserfolg nicht eintreten zu lassen, denn
dort, wo nur unpfändbare Gegenstände vorhanden seien, könne
die Haftung nicht realisiert werden.

Die Vollstreckungsschutznormen dienen dieser Meinung
nach also zur Abgrenzung subjektiver Privatrechte. Der Um-
fang des Schutzes müsse daher an materiellprivatrechtlichen
Wertmaßstäben orientiert sein.

Der Inhalt der Wertungen gehe dahin, daß dem Schuldner,
um seine Menschenwürde zu wahren, das lebensnotwendige
Existenzminimum bleiben müsse43). Durch diesen Rückgriff
auf die Grundrechte, insbesondere das der Menschenwürde
aus Art. 1 GG, solle ein Wertungsmaßstab für die Abgrenzung
der kollidierenden Interessen gewonnen werden.

b) Beschränkung aufgrund des Sozialsstaatsprinzips aus
Art. 20, 28 GG

Einer anderen Meinung nach, sind die Schuldnerschutzbe-
stimmungen als Ausdruck des Schutzgedankens des verfas-
sungsrechtlichen Sozialstaatsprinzips zu verstehen44). Die

Zwangsvollstreckung erfolgt durch staatliche Hoheitsgewalt.
Diese ist nach Art. 1 III GG an die Grundrechte und somit
auch an das sich aus Art. 20, 28 GG ergebende Sozialstaats-
prinzip gebunden.

Der in dem Prinzip enthaltene Schutz- und Fürsorgegedan-
ke verpflichtet den Staat einerseits, jedem Menschen, der we-
gen seiner sozialen Lage der Hilfe der Allgemeinheit bedarf,
durch staatliche Sozialhilfe die Führung eines menschenwür-
digen Lebens zu ermöglichen, und andererseits jeden Men-
schen vor dem Verlust eben dieser Möglichkeit zu bewah-
ren45). Dieser Ansicht nach ist gerade dieser Schutzgedanke in
den vollstreckungsrechtlichen Schutznormen verwirklicht.

Durch die Pfändungsverbote soll dem Schuldner also im
öffentlichen Interesse aus sozialen Gründen die wirtschaftli-
che Existenz erhalten bleiben und ihm ermöglicht werden, ein
menschenwürdiges Leben zu führen. Die Pflicht des Staates,
Gläubiger bei der zwangsweisen Wahrnehmung ihrer Rechte
zu unterstützen, findet also dort ihre Grenzen, wo sie den
Schuldner in eine Lage brächte, die mit der menschlichen
Würde nicht vereinbar wäre46). Staatliche Maßnahmen, die das
Existenzminimum des Einzelnen berühren und somit gegen
den Auftrag der Verfassung verstoßen, sind mit diesem Prin-
zip nicht vereinbar47). Würde der Schuldner sein gesamtes
Vermögen und seine Einkünfte verlieren, müßte ihm der Staat
durch Gewährung von Sozialhilfe ein neues Existenzmini-
mum verschaffen. Der Staat wäre also verpflichtet, dem
Schuldner das zu geben, was er ihm zuvor durch die Vollstrek-
kungsmaßnahme weggenommen hat. Es könne nicht Sinn der
Pfändungsverbote sein, daß der Staat dadurch praktisch für die
Schulden des Schuldners aufkommen müsse48). Die Vollstrek-
kung dürfe nicht dazu führen, daß die Kosten vom Steuerzah-
ler, also von der Allgemeinheit zu tragen wären49).

Dem Einwand, der Staat dürfe nicht Sozialpolitik auf Ko-
sten des Gläubigers betreiben und es dürfe also nicht die Auf-
gabe des Schuldnerschutzes sein, die öffentliche Fürsorge zu
entlasten50), wird entgegengehalten, daß es zwar in der Tat mit
der Grundrechtsbestimmung des Art. 14 GG, der das Eigen-
tum schützt, unvereinbar wäre, die Vollstreckungschutzbe-
stimmungen nur unter dem fiskalischen Gesichtspunkt der
Entlastung der öffentlichen Hand von Sozialaufgaben zu ge-
stalten51). Jedoch betreibe der Staat keine Sozialpolitik auf Ko-
sten des Gläubigers, sondern es gehöre zu dem allgemeinen
Risiko des Gläubigers, in privatrechtliche Beziehungen mit ei-
nem Schuldner getreten zu sein, der seine Verpflichtungen
nicht erfüllt oder nicht erfüllen kann. Dem Gläubiger wird also
letztlich das Risiko dafür aufgebürdet, daß das Schuldnerver-
mögen auch tatsächlich die Pfändungsgrenzen übersteigt, wie
er auch das Risiko der Zahlungsfähigkeit trägt52).

40) Henckel, (o. Fußn. 32), S. 351.
41) Henckel, (o. Fußn. 32), S. 351.
42) Henckel, (o. Fußn. 32), S. 351/352.
43) Henckel, (o. Fußn. 32), S. 358.
44) Lackmann, Zwangsvollstreckungsrecht, 2. Auflage, S. 41;

Stein-Jonas-Münzberg, (o. Fußn. 34), § 811, Rdnr. 1;Schneider/Be-
cher, DGVZ 80, 177 (178);Behr, Kritische Justiz 13, 156 (160);Blo-
meyer, Zivilprozeßrecht – Vollstreckungsverfahren, S. 86;Stöber, in:
Zöller, Kommentar zur ZPO, 18. Auflage, § 811, Rdnr. 1.

45) Stein-Jonas-Münzberg, (o. Fußn. 34), § 811, Rdnr. 2;Stürner,
ZZP 99, 291 (321).

46) Brox-Walker, Zwangsvollstreckungsrecht 4. Auflage, § 12 VI
1; Schneider-Becher, DGVZ 80, 177 (178).

47) Behr, Kritische Justiz 13, 156 (160);Stein-Jonas-Münzberg,
(o. Fußn. 34), § 811, Rdnr. 1.

48) Noack, DGVZ 69, 114;Jonas/Pohle, Zwangsvollstreckungs-
notrecht, S. 62; Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann, a.a.O.,
(o. Fußn. 3), § 811, Rdnr. 1.

49) Alisch, DGVZ 81, 106;Blomeyer, (o. Fußn. 44), § 16 V 2 b.
50) Henckel, (o. Fußn. 32), S. 359/360;Henckel, ZZP 71, 45.
51) Lippross, Grundlagen und System des Vollstreckungsschutzes,

S. 100;Stein-Jonas-Münzberg, (o. Fußn. 34), § 811, Rdnr. 3.
52) Stein-Jonas-Münzberg, (o. Fußn. 34), § 811, Rdnr. 3;Lip-

pross, (o. Fußn. 51), S. 100.
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Die Pfändungsverbote des § 811 ZPO stellen sich dieser
Auffassung nach als Konkretisierung des Sozialstaatsprinzips
und somit als eine Beschränkung der staatlichen Vollstrek-
kungsgewalt dar. Es handelt sich dabei um eine Bindung der
Staatsgewalt gem. Art. 1 III GG an die verfassungsmäßige
Ordnung im Bereich des öffentlichen Rechts. Die Verwirkli-
chung des sozialstaatlichen Gedankens erfolge daher vorran-
gig im öffentlichen Interesse, hinter dem das private Interesse
zurückzutreten habe53).

c) Entscheidung

Da es in der Zwangsvollstreckung zu einem möglichst aus-
gewogenen Verhältnis zwischen Schuldner- und Gläubigerin-
teressen kommen soll, kann keinem der beiden Extremstand-
punkte gefolgt werden, obwohl das BVerfG eher der zweiten
Auffassung folgt, da es davon ausgeht, daß die Zwangsvoll-
streckung Ausübung staatlicher Gewalt und daher an den
Grundrechtskatalog gebunden ist54). Es müssen vielmehr bei-
de Ansatzpunkte miteinander verbunden und berücksichtigt
werden.

Die prozeßrechtlichen Normen und das vollstreckungs-
rechtliche Verfahren sind insgesamt öffentlich-rechtlicher Na-
tur. Der Gesetzgeber hat durch die Zuweisung der Schutzbe-
stimmungen der § 811 ff ZPO in das Prozeßrecht zum Aus-
druck gebracht, daß neben dem eigentlichen Prozeßziel der
Durchsetzung des materiellen Anspruchs des Gläubigers auch
das öffentliche Interesse zu berücksichtigen ist. Es ist auch nur
in der Hand des Staates gewährleistet, daß sowohl Gläubiger-
als auch Schuldnerinteressen gleichermaßen berücksichtigt
werden55). Bei diesem Verständnis der Normen des Vollstrek-
kungsschutzes bedarf es nicht eines Rückgriffs auf die Grund-
rechte, insbesondere auf den Schutz der Menschenwürde
(Art. 1 GG), wie es bei der Ansicht, die den Vollstreckungs-
schutz als auf materiellprivatrechtlichen Wertungen beruhend
versteht, erfolgt, um den Mindestbestand an materiellen Gü-
tern durch den Vollstreckungsschutz zu rechtfertigen. Viel-
mehr ist der Staat beim Handeln durch seine Organe unmittel-
bar an die Grundrechte gebunden56).

Die Bindung an das Grundgesetz bedeutet jedoch nicht,
daß die Schuldner- und die Gläubigerinteressen in gleicher
Weise berücksichtigt werden müssen. Im Gegensatz zum Ver-
waltungshandeln durch den Staat verfolgt dieser in der
Zwangsvollstreckung keine eigenen Interessen. Deshalb muß
er die Rechte der Beteiligten nicht gleichwertig behandeln. Es
geht in der Zwangsvollstreckung nicht um den Ausgleich der
kollidierenden Grundrechte des Schuldners und des Gläubi-
gers. Es handelt sich in diesem Verfahren primär um die
Durchsetzung des Rechts des Gläubigers, das sich in einem
vorangegangenen Verfahren als gerechtfertigt erwiesen hat57),
weshalb die Interessen des Gläubigers aufgrund der verfas-
sungsrechtlich gebotenen Justizgewährung im Vordergrund
stehen müssen.

Die durch die Pfändungsverbote stattfindende Beschrän-
kung der subjektiven Rechtsmacht des Gläubigers kann daher
nur gerechtfertigt sein, wenn die Grundrechte des Schuldners
existenziell betroffen sind und das Recht des Gläubigers aus-

nahmsweise weniger schutzwürdig erscheint58). Die Pfän-
dungsverbote sind aber auch als Konkretisierung des Sozial-
staatsprinzips zu sehen, weshalb bei der Auslegung auch, aber
nicht nur, der sozialstaatliche Schutzgedanke berücksichtigt
werden muß.

3. Anwendungsbereich der Pfändungsverbote

a) Kein Schutz von Geldsurrogaten

Die Pfändungsbeschränkungen wirken nur in einem be-
grenzten Bereich, nämlich nur in der Zwangsvollstreckung
wegen Geldforderungen in bewegliche Sachen59). Der Wert ei-
ner Sache ist für die Anwendung des § 811 ZPO ohne Bedeu-
tung, da durch den Pfändungsschutz der Gebrauch geschützt
werden soll. So kann zum Beispiel eine Sache, deren Ge-
brauchsvorteile im Verhältnis zum Wert verhältnismäßig ge-
ring sind, unpfändbar sein.

Die Pfändungsbestimmungen gelten ferner nur für die in
dem Katalog des § 811 ZPO aufgeführten und ihnen sinnge-
mäß gleichzustellenden Gegenstände. Geld ist nur im Rahmen
der Nummern 2 und 3 für unpfändbar erklärt. Daraus folgt,
daß Geld, was an die Stelle des geschützten Gegenstandes tritt,
grundsätzlich pfändbar ist60).

So ist zum Beispiel die Versicherungssumme, die der
Schuldner für die Zerstörung einer an sich unpfändbaren Sa-
che erhält, als Geldsurrogat nicht durch § 811 ZPO geschützt.
Eine Anwendung der Pfändungsschutzbestimmungen des
§ 811 ZPO bei einer Herausgabevollstreckung gem. § 883
ZPO ist ebenfalls ausgeschlossen61).

b) Verzicht auf den Pfändungsschutz

Der rechtliche Charakter ist für die Frage der Zulässigkeit
von Parteivereinbarungen, insbesondere bei der Frage der
Verzichtbarkeit des Pfändungsschutzes, von Bedeutung. Bei
der Frage, ob ein Verzicht auf die Pfändungsschutzbestim-
mungen zulässig ist, wird im allgemeinen zwischen der Zeit
vor der Pfändung und der Zeit bei oder nach der Pfändung un-
terschieden.

aa) Verzicht vor der Pfändung

Ein Verzicht auf die Schutzbestimmungen vor der Pfän-
dung wird schlechthin als unzulässig angesehen62). Dies folgt
daraus, daß die Pfändungsverbote auch im öffentlichen Inter-
esse der Allgemeinheit bestehen. Aufgrund dieses Interesses
sind die Bestimmungen der Verfügungsmacht des Schuldners
entzogen und daher ist ein Verzicht unzulässig.

Die Unwirksamkeit eines Verzichts vor der Pfändung dient
auch den Interessen und dem Schutz des Schuldners. Eine Zu-
lassung würde dazu führen, daß ein solcher Verzicht in die

53) Noack, DGVZ 69, 114;Säcker, NJW 66, 2345 (2347).
54) BVerfGE 46, 325; 52, 214; 61, 126.
55) Rosenberg/Gaul/Schilken, (o. Fußn. 29), § 1 III;Schilken, in:

MünchKomm § 811, Rdnr. 2.
56) Stein-Jonas-Münzberg, (o. Fußn. 34), § 811, Rdnr. 2;Lip-

pross, (o. Fußn. 51), S. 118 ff.
57) Schilken, in: MünchKomm § 811, Rdnr. 2;Rosenberg/Gaul/

Schilken, (o. Fußn. 29), § 52 I, S. 611.

58) Henckel, (o. Fußn. 32), S. 350;Rosenberg/Gaul/Schilken, (o.
Fußn. 29), § 52 I, S. 611.

59) Stöber, in: Zöller, (o. Fußn. 44), § 811, Rdnr. 2;Stein-Jonas-
Münzberg, (o. Fußn. 34), § 811, Rdnr. 10;Blomeyer, (o. Fußn. 44),
§ 44 III.

60) Wieczorek/Schütze, ZPO und Nebengesetze, 2. Auflage, § 811,
A II a; Schönke-Baur, (o. Fußn. 30), § 21 II 5;Noack, DGVZ 69, 113
(114).

61) Gerhardt, JuS 72, 696 (697);Stöber, in: Zöller, (o. Fußn. 44),
§ 811, Rdnr. 2.

62) OLG München, NJW 50, 697;Mohrbutter, Handbuch des ge-
samten Vollstreckungs- und Insolvenzrechts, § 12 II d;Baur-Stürner,
Zwangsvollstreckungs-, Konkurs- und Vergleichsrecht, 11. Auflage,
Rdnr. 130;Schuschke, (o. Fußn. 31), § 811, Rdnr. 1.
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nach der Pfändung gelten, da das öffentliche Interesse auch
dann noch bestehe, wenn es bereits zur Vollstreckung gekom-
men sei. Denn die Wahrscheinlichkeit, daß der Schuldner der
Sozialhilfe anheimfiele, sei durch den Verzicht nach der Pfän-
dung keineswegs geringer.

Der sozialpolitische Zweck der Bestimmung rechtfertige
weder einen Verzicht vor, bei, noch nach der erfolgten Pfän-
dung. Wenn der Schuldner wirksam über sein Vermögen ver-
fügen könne und der Staat somit die Existenzvernichtung des
Schuldners durch eigenes Tun schon nicht verhindern könne,
so dürfe diese zumindest nicht durch einen staatlichen Voll-
streckungszugriff erfolgen68).

Nur wenn der Verzicht von vornherein mit der Absicht er-
klärt wurde, den Gläubiger zu schädigen, wird der Schuldner
an seinem Verzicht festhalten und dem Gläubiger der Arglist-
einwand (unzulässige Rechtsausübung) gegen die Berufung
des Schuldners auf die Unzulässigkeit gewährt69).

Es gilt also herauszustellen, welcher der beiden Meinungen
der Vorzug zu geben ist. Wie bereits angeführt, sind die Pfän-
dungsbestimmungen und etwaige Vereinbarungen über den
Vollstreckungsschutz prozeßrechtlicher Natur70). Die Schutz-
bestimmungen regeln die Zulässigkeit eines Zugriffs in der öf-
fentlich-rechtlich strukturierten Zwangsvollstreckung. Treffen
nun Parteien auf diesem Gebiet Vereinbarungen, unterschei-
den sich diese von materiellrechtlichen Verträgen dadurch,
daß sie ihre Wirkungen auf dem Gebiet der Zwangsvollstrek-
kung entfalten71). Diese öffentlich-rechtliche Natur der Pfän-
dungsbeschränkungen schließt jedoch nicht jede Parteidispo-
sition von vornherein aus.

Das Argument, daß der Schuldner rechtsgeschäftlich über
den Gegenstand verfügen könne und daß diese Tatsache zur
Zulässigkeit eines Verzichts führen müsse, vermag nicht zu
überzeugen. Zwar kennt das materielle Recht keine dem § 811
ZPO entsprechenden Verfügungsverbote, weshalb der Schuld-
ner über sein Vermögen frei verfügen kann, auch wenn sich
darunter unpfändbare Sachen im Sinne des § 811 ZPO befin-
den. Das läßt jedoch nicht umgekehrt den Schluß zu, daß er
dem staatlichen Zwangsvollstreckungszugriff sein Vermögen
in gleicher Weise öffnen dürfe, denn dem steht in der Tat das
öffentliche Interesse entgegen72). Zudem würde die Tatsache
auch für die Zulässigkeit des Verzichts auf den Pfändungs-
schutz vor der Pfändung sprechen, welcher jedoch allgemein
für unzulässig gehalten wird.

Freilich läßt sich die Zulässigkeit eines bei oder nach Pfän-
dung erklärten Verzichts mit der Schutzwürdigkeit des Schuld-
ners erklären. Der Schuldner, der den konkreten Vollstrek-
kungszugriff vor Augen hat, ist weniger schutzwürdig, als einer,
der durch mächtige Gläubiger zum Verzicht gezwungen wird.

Weiterhin spricht für die Zulässigkeit des Verzichts, daß
im Falle der Unzulässigkeit eben dieser Möglichkeit, dem
Schuldner die Pflicht zur Leistung einer eidesstattlichen Ver-
sicherung auferlegt wird, wenn kein pfändbarer Gegenstand
vom Gerichtsvollzieher vorgefunden wird. Diese Pflicht, die63) Scherf, Vollstreckungsverträge, S. 78;Gaul, RPfleger 71, 1

(3); Mohrbutter, (o. Fußn. 62), § 12 III D.
64) Bruns-Peters, Zwangsvollstreckungsrecht, 4. Auflage, § 22 IV

5; Brox-Walker, (o. Fußn. 46), Rdnr. 302.
65) Rosenberg/Gaul/Schilken, (o. Fußn. 29), § 52 III 1;Jauernig,

(o. Fußn. 32), § 32 II a;Baur-Stürner, (o. Fußn. 62), Rdnr. 131;
Henckel, (o. Fußn. 32), S. 337;Baumbach/Lauterbach/Albers/Hart-
mann, § 811, Rdnr. 4; Schuschke, (o. Fußn. 31), § 811, Rdnr. 1;
Schmidt-von Rhein, in AK-ZPO, § 811, Rdnr. 1.

66) Schilken, in: MünchKomm § 811, Rdnr. 9;Arens-Lüke, Zivil-
prozeßrecht, 5. Auflage, Rdnr. 615.

67) OLG München NJW 50, 697;Stein-Jonas-Münzberg,  § 811,
Rdnr. 8; Thomas-Putzo, Kommentar zur ZPO, 19. Auflage, § 811,
Rdnr. 2d;Blomeyer, (o. Fußn. 44), § 44 III 4b.

AGB aufgenommen werden würde. Das würde im Fall der
Zahlungsunfähigkeit gerade dem von § 811 ZPO bezweckten
Schutz zuwiderlaufen. Denn dem Schuldner könnten auch alle
an sich durch § 811 ZPO geschützten Sachen weggenommen
werden.

Dies birgt insofern Gefahr in sich, als der Schuldner bei
Vertragsabschluß an seine Zahlungsfähigkeit und nicht an
mögliche spätere Konsequenzen glaubt, falls diese Zahlungs-
fähigkeit nicht mehr vorhanden sein sollte. Somit dürfte ihm
die Bedeutung seines Handelns kaum bewußt sein. Im Falle ei-
ner Kahlpfändung hätte also die Allgemeinheit die Kosten zu
tragen. Es käme also zu einem Ergebnis, das gerade durch den
Pfändungsschutz verhindert werden soll63). Es bestünde eben-
falls die Gefahr, daß ein Schuldner ohne Verzicht auf seinen
Pfändungsschutz gar keine Kredite mehr bekommen würde,
da sich die Gläubiger ihren Zugriff auf das gesamte Schuldner-
vermögen sichern wollten, um eine größtmögliche Sicherung
für ihre Leistungen zu erhalten64).

Ein im Voraus erklärter Verzicht ist also unwirksam.

bb) Verzicht bei oder nach der Pfändung

Streitig ist jedoch, ob ein Verzicht auf den Pfändungs-
schutz bei oder nach der Pfändung zulässig ist. Einer Auffas-
sung nach ist der Verzicht, wenn er bei oder nach der Pfändung
erklärt wird, als wirksam anzusehen65). Zur Begründung wird
angeführt, daß der Schuldner trotz des Pfändungsverbots des
§ 811 ZPO den Gegenstand auch wirksam rechtsgeschäftlich
veräußern oder verpfänden könnte.

Desweiteren bestehe der Unterschied zu einem Verzicht
vor der Pfändung, bei dem der Schuldner möglicherweise un-
ter Druck des Gläubigers handele, zu dem Verzicht bei oder
nach der Pfändung darin, daß dem Schuldner bei letzterem die
daraus resultierenden Folgen, nämlich der Verlust der Sachen,
klar vor Augen geführt werde66). Verzichte er trotzdem, so sei
er nicht schutzwürdig und der Schutz der Pfändungsverbote
bliebe ihm versagt. Darüberhinaus bestehe für ihn die Mög-
lichkeit, gegen eine Pfändung einer unpfändbaren Sache keine
Erinnerung einzulegen, sich also nicht gegen die unzulässige
Pfändung zu wehren. Dieses Ergebnis müsse auch durch ver-
tragliche Vereinbarungen zwischen dem Gläubiger und dem
Schuldner erreicht werden können.

Einer anderen Auffassung nach ist auch der Verzicht, der
bei oder nach Pfändung erfolgt, als unzulässig anzusehen67).
Die Schutzbestimmungen dienten nicht nur dem Schuldner,
sondern stünden auch im Interesse der Allgemeinheit. Würde
dem Schuldner seine Lebensgrundlage genommen, müßte die
Allgemeinheit dafür aufkommen. Deshalb entzögen sich die
Pfändungsbestimmungen der Verfügungsbefugnis des
Schuldners. Dasselbe müsse auch für die Zeit während oder

68) Bruns-Peters, (o. Fußn. 64), § 22 IV 5;Lippross, Vollstrek-
kungsrecht. 6. Auflage, § 11, S. 60; Blomeyer, (o. Fußn. 44), § 44 III
4b.

69) Scherf, (o. Fußn. 63), S. 78; Thomas-Putzo, (o. Fußn. 67),
§ 811, Rdnr. 2c.

70) Schilken, in: MünchKomm § 811, Rdnr. 8.
71) Rosenberg/Gaul/Schilken, (o. Fußn. 29), § 33 II 2;Gaul, JuS

71, 347.
72) Gerhardt, JuS 71, 696 (698);Gaul, RPfleger 71, 1 (3); ders.,

AcP 168, 351 f.
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der Schuldner durch Zulassung einer Pfändung einer unpfänd-
baren Sache abwehren könnte, kann viel weitreichendere Kon-
sequenzen nach sich ziehen als der Verlust eines Gegenstan-
des73). Das wird insbesondere am Beispiel von Kaufleuten
deutlich. Müßte der Kaufmann eine eidesstattliche Erklärung
aufgrund einer fruchtlosen Pfändung abgeben, würde dies zur
Folge haben, daß alle übrigen Gläubiger aufgeschreckt werden
und ihrerseits die ihnen gehörenden Inventarstücke abholen.
Somit würde dem Kaufmann die Grundlage seiner Tätigkeit
und Erwerbsmöglichkeit genommen. Es wäre deshalb gerade-
zu unsinnig, dem Schuldner auf Berufung des öffentlichen In-
teresses die Möglichkeit zu nehmen, seinen guten Ruf und so-
mit seine Berufsgrundlage zu wahren.

Verzichtet ein Schuldner bei oder nach der Pfändung auf
eine an sich unpfändbare Sache, so bringt er dadurch zum Aus-
druck, daß er den Gegenstand gerade nicht zum Leben benö-
tigt. Zwar hat der Staat die Pflicht zur Abwehr existenzbedro-
hender Maßnahmen, diese kann aber nur insofern bestehen, als
der Schuldner diese als solche empfindet, nicht aber dann,
wenn er sein Leben entsprechend einschränken will74). Jede
darüberhinausgehende Fürsorge würde die sich aus dem Sozi-
alstaatsprinzip ergebende Schutzpflicht mißverstehen und
eine unnötige Bevormundung des Schuldners darstellen. Die-
se Begründung ist auch gerechtfertigt, da sich jeder Schuldner
genau überlegen dürfte, ob eine Sache für ihn entbehrlich ist,
denn die Neigung, im Falle von Bedürftigkeit zum Sozialamt
zu gehen, dürfte bei niemand sehr stark sein.

Ein Verzicht auf den Pfändungsschutz ist also als wirksam
anzusehen, solange er bei oder nach der Pfändung erfolgt. Ein
solcher Verzicht ist jedoch nicht bereits dann anzunehmen,
wenn der Schuldner keine Erinnerung einlegt, da das Unterlas-
sen oftmals auf Unkenntnis der Schutzbestimmungen zurück-
zuführen ist. Vielmehr ist eine ausdrückliche Erklärung in
Kenntnis der Rechtslage erforderlich75).

Der Schuldner muß sich also seiner Handlung und der dar-
aus resultierenden Konsequenzen bewußt werden, er muß also
mit dem baldigen Verlust rechnen. Diese Tatsache wird durch
den Pfändungs- und Übergabeakt in der Regel deutlich vor
Augen geführt, wonach also ein ausdrücklicher bei oder nach
der Pfändung erfolgter Verzicht auf die Pfändungsschutzbe-
stimmungen als wirksam anzusehen ist. Ist die Norm, auf die
verzichtet werden soll, zugleich drittschützende Norm, ist ein
solcher Verzicht nur mit Zustimmung des Dritten wirksam76).

c) Eigentum des Schuldners

Grundsätzlich ist es für den Schutz des § 811 ZPO uner-
heblich, ob der geschützte Gegenstand im Eigentum des
Schuldners steht. Dies ist auf die Bedeutung des Pfändungs-
schutzes zurückzuführen, da der Besitz und die Gebrauchs-
möglichkeit der Sache für den Schuldner erhalten bleiben sol-
len, nicht das Eigentum77). Desweiteren soll dem Gerichtsvoll-
zieher bei Vornahme der Pfändung und somit bei Beurteilung

der Pfändungsvoraussetzungen nicht zugemutet werden, die
Eigentumslage des Gegenstandes zu überprüfen.

Es ist jedoch fraglich, ob der Pfändungsschutz auch dann
eingreift, wenn offensichtlich ist, daß die Sache nicht dem
Schuldner gehört, sondern im Eigentum des Vollstreckungs-
gläubigers steht. In dieser Lage hätte der Gläubiger einen Her-
ausgabevollstreckungsanspruch gem. § 883 ZPO, würde er die
Sache also in jedem Fall bekommen. Zu einer solchen Situation
kann es zum Beispiel dann kommen, wenn der Schuldner dem
Gläubiger eine Sache zur Sicherung übereignet hat und dieser
die sich noch im Gewahrsam des Schuldners befindliche Sache
wegen der gesicherten Geldforderung pfänden lassen will. Es
kann aber auch dann zu dieser Situation kommen, wenn der
Gläubiger eine Sache dem Schuldner unter Eigentumsvorbehalt
verkauft und die Sache nach Rücktritt vom Kaufvertrag wegen
ausstehender Ratenzahlungen pfänden lassen will.

Einer Auffassung nach handele der Schuldner arglistig,
wenn er sich trotz Vorhandenseins eines durchsetzbaren Her-
ausgabeanspruchs des Gläubigers auf den Pfändungsschutz
berufe78). Begründet wird diese Meinung damit, daß der Gläu-
biger ebenso im Wege der Herausgabevollstreckung vorgehen
könne, bei der der Pfändungsschutz des § 811 ZPO nicht ein-
greife, der Schuldner also ohnehin den Besitz an der Sache
verliere. Deswegen sei er nicht schutzwürdig und dürfe sich
nicht auf den Schutz des § 811 ZPO berufen. Auch würde das
Erfordernis der Herausgabevollstreckung zusätzliche Kosten
entstehen lassen, die dann vom Schuldner zu tragen seien79).
Diese Konsequenz widerspräche jedoch dem Sinn des § 811
ZPO, der den Schuldner gerade dazu befähigen soll, ein gewis-
ses Existenzminimum zu halten.

Nach der wohl überwiegenden Meinung ist der Pfändungs-
schutz auch dann zu beachten, wenn das Eigentum des Gläu-
bigers offenkundig ist und er die Sache jederzeit herausverlan-
gen könne80). Zur Begründung wird angeführt, daß der Gläu-
biger, wenn er statt zur Durchsetzung seines Herausgabean-
spruchs den Weg zur Durchsetzung seines Zahlungsanspruchs
beschreite, gerade nicht sein Eigentum geltend mache, und
sich deshalb wie jeder andere Gläubiger dieser Vollstrek-
kungsart behandeln lassen müsse81). Der Gläubiger könne den
Vollstreckungsweg bestimmen und müsse, wenn er den Pfän-
dungsschutz ausschalten wolle, den Weg der Herausgabevoll-
streckung gehen. Tut er dies nicht, so sei auch nicht einzuse-
hen, warum der Schuldner bei Berufung auf den Pfändungs-
schutz arglistig handele. Schließlich wird angeführt, daß der
Gerichtsvollzieher zu einer Prüfung der materiellen Rechtsla-
ge nicht zuständig sei, denn über den Bestand, die Fälligkeit
und mögliche Gegenrechte des Schuldners habe allein das
Prozeßgericht zu entscheiden.

Der zweiten Meinung ist der Vorzug zu gewähren. Der Ge-
richtsvollzieher hat zwar im Vollstreckungsverfahren materiell-
rechtliche Aspekte zu beachten, wie zum Beispiel die Gewahr-
samsprüfung bei der Pfändung, jedoch ist dies gerade sein Auf-
gabenbereich. Würde er nun über die Eigentumsverhältnisse ei-
ner Sache zu urteilen haben, würde er eine Entscheidung treffen,

73) AG Essen DGVZ 77, 175;Alisch, DGVZ 81, 106 (8107);
Gaul, AcP 168, 351 (372).

74) Alisch, Wege zur interessengerechten Auslegung vollstrek-
kungsrechtlicher Normen, S. 72.

75) Jauernig, (o. Fußn. 32), § 32 II,Rosenberg/Gaul/Schilken,
(o. Fußn. 29), § 52 III 1;Stein-Jonas-Münzberg, (o. Fußn. 34), § 811,
Rdnr. 9.

76) Schilken, in MünchKomm § 811, Rdnr. 10;Mohrbutter,
(o. Fußn. 62), § 12 III d;Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann,
§ 811, Rdnr. 5.

77) Stein-Jonas-Münzberg, (o. Fußn. 34), § 811, Rdnr. 17;Brox-
Walker, (o. Fußn. 46), Rdnr. 296.

78) Wieczorek, (o. Fußn. 60), § 811, A III d;Bruns-Peters, (o.
Fußn. 64), § 22 IV 2;Schmidt-von Rhein, DGVZ 86, 81;Seip, DGVZ
75, 113.

79) Schmidt-von Rhein, DGVZ 86, 81 (82);Seip, DGVZ 75, 113
(115).

80) Baur-Stürner, (o. Fußn. 62), Rdnr. 336‚Thomas-Putzo, § 811,
Rdnr. 2c;Stein-Jonas-Münzberg, § 811, Rdnr. 15;Brox-Walker, (o.
Fußn. 46), Rdnr. 298;Brehm, DGVZ 80, 72; Bloedhorn, DGVZ 76,
104 (108); RGZ 79, 241 (245); LG Berlin DGVZ 78, 9

81) Blomeyer, (o. Fußn. 44), § 44 III, S. 187.
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die vom Prozeßgericht vorzunehmen ist. Denn die Prüfung, ob
der Schuldner dem Gläubiger eine Sache herauszugeben hat, ist
im Erkenntnisverfahren durch das zuständige Gericht zu klä-
ren82). Weiterhin würde durch eine Betrachtungsweise, die die
Berufung auf § 811 ZPO nicht zuließe, der rechtliche Unter-
schied zwischen den Vollstreckungsarten in einer ihren Sinn wi-
dersprechenden Weise praktisch aufgehoben. Zudem würde bei
diesem Verständnis der Schuldner bei jeder Sicherungsübereig-
nung und beim Kauf unter Eigentumsvorbehalt bereits bei Ver-
tragsabschluß auf seinen Pfändungsschutz verzichten83). Ein

solcher anfänglicher Verzicht ist aber, wie bereits oben darge-
legt, ausgeschlossen.

Schließlich kommt die Berufung auf Arglist nur in ganz be-
stimmten Fällen in Betracht, wenn zum Beispiel der Schuldner
durch sein Verhalten vorsätzlich eine Schädigung des Gläubi-
gers herbeiführen will. Deshalb kann der Schuldner nicht
schon deshalb als arglistig handelnd angesehen werden, wenn
der Gläubiger auch nach § 883 ZPO hätte vorgehen können,
um den Pfändungsschutz auszuschalten. Durch diese Betrach-
tungsweise wird der Gläubiger in seinen Interessen auch nicht
geschädigt, da es ihm freisteht, sich einen Herausgabetitel zu
besorgen.

(Fortsetzung in Heft 5/97)

82) Schilken, in: MünchKomm, § 811, Rdnr. 11;Stein-Jonas-
Münzberg, 811, Rdnr. 15.

83) Jauernig, (o. Fußn. 32), § 32 II a; Stuttgart MDR 71, 132;
Brox-Walker, (o. Fußn. 46), Rdnr. 299.

Art. 14 GG; § 885 ZPO; § 180 GVGA

Für die Unterbringung von Tieren, die bei einer Zwangs-
räumung von dem zu räumenden Grundstück zu entfer-
nen sind, hat das zuständige Ordnungsamt Sorge zu tra-
gen.

OLG Karlsruhe, Beschl. v. 4. 12. 1996
– 14 W 64/96 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

I .

Die Gläubigerin hat gegen die Schuldner ein rechtskräfti-
ges Versäumnisurteil des Amtsgerichts L. vom 26. 6. 1996 er-
wirkt, durch das diese verurteilt sind, das von der Gläubigerin
angemietete Haus zu räumen und an diese herauszugeben. Im
schriftlichen Mietvertrag war den Mietern – unter Verbot der
Tierhaltung mit Ausnahme von Ziervögeln und Zierfischen im
übrigen – die Haltung von 2 Gänsen gestattet. Ein Vollstrek-
kungsschutzantrag der Schuldner nach § 765 a ZPO ist ohne
Erfolg geblieben.

Der Gerichtsvollzieher hat am 12. 9. 1996 die Zwangsräu-
mung eingestellt. Er hat in seinem Protokoll festgestellt, daß
sich auf dem Grundstück neben den Schuldnern und vier Kin-
dern 108 Tiere befinden (darunter 29 Gänse, 16 Enten,
12 Hühner und 3 Küken, 3 Stallhasen, 6 Katzen, ein Hund so-
wie 10 Wellensittiche). Nachdem er die Stadt L. – Amt für öf-
fentliche Ordnung – schon mit Schreiben vom 23. 8. 1996 auf-
gefordert habe, für die Übernahme der sich auf dem Grund-
stück befindlichen Tiere Sorge zu tragen, beim Räumungster-
min vom 12. 9. 1996 von der Behörde indes niemand erschie-
nen sei, habe er die Zwangsräumung eingestellt (unter Hin-
weis auf LG Oldenburg, DGVZ 1995, 44, 45 und den in
DGVZ 1995 erschienenen Aufsatz vonGeißler).

Die hiergegen gerichtete Erinnerung der Gläubigerin hat
das Amtsgericht L. mit Beschluß vom 19. 9. 1996 zurückge-
wiesen.

Auf die sofortige Beschwerde der Gläubigerin hat das
Landgericht Offenburg den Beschluß des Amtsgerichts im
Kostenpunkt aufgehoben und im übrigen dahingehend abge-
ändert, daß der zuständige Gerichtsvollzieher angewiesen
wird, die Zwangsräumung fortzusetzen. Die Schuldner haben

gegen diese Entscheidung „Einspruch“ eingelegt und bekämp-
fen die Entscheidung des Landgerichts Offenburg.

I I .

1. Die sofortige weitere Beschwerde der Schuldner ist zu-
lässig (§§ 793 Abs. 2, 568 Abs. 2 ZPO; zur Beschwerdebefug-
nis des Schuldners nach der Anweisung des Gerichtsvollzie-
hers zur Fortsetzung der Zwangsvollstreckung im Rahmen ei-
nes Erinnerungsverfahrens nach § 766 ZPO vgl.Stein-Jonas-
Münzberg, ZPO, 20. Aufl., § 766 Rdnr. 46; s. auch OLG
Frankfurt, OLGZ 1982, 238). Sie machen auch eine Beein-
trächtigung eigener Rechte geltend (vgl.Zöller-Stöber, ZPO,
20. Aufl., § 793 Rdnr. 4 mit § 766 Rdnr. 12).

2. Das Rechtsmittel der Schuldner ist auch begründet. Das
Amtsgericht hat mit Recht die Einstellung der Zwangsräu-
mung durch den Gerichtsvollzieher nicht beanstandet; der Se-
nat kann sich der gegenteiligen Auffassung des Landgerichts
nicht anschließen.

a. Nach § 885 Abs. 2 ZPO hat der Gerichtsvollzieher im
Rahmen einer Räumungsvollstreckung bewegliche Sachen,
die nicht Gegenstand der Zwangsvollstreckung sind, wegzu-
schaffen und dem Schuldner oder einer Hilfsperson des
Schuldners zu übergeben oder zur Verfügung zu stellen. Ist
weder der Schuldner noch eine derartige Hilfsperson anwe-
send, so hat der Gerichtsvollzieher die Sachen auf Kosten des
Schuldners in das Pfandlokal zu schaffen oder anderweit in
Verwahrung zu bringen (§ 885 Abs. 3 ZPO). Im Falle der Ver-
zögerung der Abholung durch den Schuldner kann das Voll-
streckungsgericht den Verkauf der Sachen und die Hinterle-
gung des Erlöses anordnen (§ 885 Abs. 4 ZPO). Das Landge-
richt hat keine Bedenken gesehen, diese Vorschriften auch auf
die Tiere eines Schuldners anzuwenden, der von einer Räu-
mungsvollstreckung betroffen ist.

b. Der Senat folgt demgegenüber der Ansicht vonGeißler,
DGVZ 1995, 145, 146 f., der es als ausgeschlossen ansieht,
Tiere unter den Begriff der „beweglichen Sache“ in § 885
Abs. 2 ZPO zu subsumieren. Dies mag nicht schon aus dem
durch das Gesetz zur Verbesserung der Rechtsstellung des
Tieres im bürgerlichen Recht vom 20. 8. 1990 eingeführten
§ 90 a BGB zu entnehmen sein; nicht zu übersehen ist aller-
dings, daß dieses Gesetz gerade für das Zwangsvollstrek-
kungsrecht Neuerungen eingeführt hat (§§ 765 a Abs. 1, S. 2,
811 c ZPO), denen praktische und damit weitergehende Be-
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gentum einzuschnüren drohen (in der Erinnerung der Gläubi-
gerin vom 16. 9. 1996 ist von DM 50.000,– die Rede; im Falle
des AG Brake, DGVZ 1995, 44, ging es sogar um einen vom
Gerichtsvollzieher angeforderten Vorschuß von DM
110.000,–; zu alledem vgl. auchGeißler a. a. O. S. 146).
Wenn der Gläubiger Vorschüsse in dieser Höhe, die dem – oft
nicht einmal realisierten – Bruttomietertrag mehrerer Jahre
entsprechen wird, nicht aufbringen kann, droht tatsächlich das
Leerlaufen von Räumungstiteln und eine Aushöhlung des Ei-
gentums. Das LG Oldenburg (DGVZ 1995, 44, 45) – Be-
schwerdeentscheidung zu AG Brake a. a. O. – hat unter diesen
Umständen mit Recht ausgeführt, daß es dem Staat obliegt, in
diesem Problembereich für Abhilfe zu sorgen.

§§ 720 a, 750 Abs. 3 ZPO; §§ 77, 78 GVGA

In allen Fällen einer Sicherungsvollstreckung nach § 720 a
ZPO ist die Zustellung auch der Vollstreckungsklausel
und die Einhaltung der zweiwöchigen Wartefrist des § 750
Abs. 3 ZPO erforderlich.

OLG Düsseldorf, Beschl. v. 2. 12. 1996
– 3 W 417/96 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der Senat geht in Übereinstimmung mit dem Landgericht
davon aus, daß die Bestimmung des § 750 Abs. 3 ZPO in allen
Fällen einer Sicherungsvollstreckung nach § 720 a ZPO die
Zustellung auch der Vollstreckungsklausel erfordert. Der vom
Amtsgericht in Übereinstimmung mit einem Teil der in Recht-
sprechung und Literatur vertretenen Auffassung, nur in den
besonderen Fällen des § 750 Abs. 2 ZPO bedürfe es der Klau-
selzustellung nach § 750 Abs. 3 ZPO (so LG Frankfurt,
Rechtspfleger 1982, 296; LG Wuppertal, JurBüro 1984, 1939,
LG Münster, JurBüro 1986, 939;Stein/Jonas/Münzberg, ZPO,
20. Aufl., Rdnr. 5, 38 zu § 750), folgt der Senat nicht.

Mit der in Rechtsprechung und Literatur überwiegend ver-
tretenen Auffassung (vgl. OLG Hamm Rechtspfleger 1989,
378; KG MDR 1988, 504; OLG Stuttgart MDR 1990, 61;
OLG Karlsruhe Rechtspfleger 1990, 51; LG Darmstadt NJW
1986, 2260; LG München, DGVZ 1984, 73; LG Düsseldorf
JurBüro 1986, 1254, 1989, 1750;Zöller/Stöber, ZPO
19. Aufl., Rdnr. 42 zu § 720 a; Mü-Ko-Arnold, ZPO, Rdnr. 94
zu § 750;Thomas-Putzo ZPO 19. Aufl., Rdnr. 18 zu § 750;
Rdnr. 4 zu § 720 a) geht der Senat davon aus, daß der Wortlaut
des § 750 Abs. 3 ZPO eindeutig für den Beginn der Zwangs-
vollstreckung die Zustellung des Urteils und der Vollstrek-
kungsklausel verlangt und weder Sinn und Zweck der Rege-
lung noch ihre Entstehungsgeschichte die Zustellung der ein-
fachen Vollstreckungsklausel entbehrlich erscheinen lassen.

Nach einhelliger Auffassung ist Zweck des § 750 Abs. 3
ZPO, den Schuldner vor einer möglichen Sicherungsvollstrek-
kung zu warnen. Der Schuldner kann aber nur dann die zur
Abwendung der vom Gläubiger betriebenen Sicherungsvoll-
streckung notwendigen Maßnahmen – eigene Sicherheitslei-
stung – treffen, wenn er weiß oder zumindest damit rechnen
muß, daß die Sicherungsvollstreckung droht. Das ist – worauf
das Kammergericht, das OLG Hamm und insbesondere das
OLG Karlsruhe (a. a. O.) bereits ausführlich eingegangen sind
– nicht schon der Fall, wenn das Urteil von Amts wegen zuge-
stellt worden ist. Erst mit der Zustellung einer vollstreckbaren
Ausfertigung im Parteibetrieb wird für den Schuldner deut-
lich, daß der Gläubiger vollstrecken will und er – der Schuld-
ner – nun binnen zwei Wochen Gelegenheit hat, sich darauf
einzustellen und ggfls. die Zwangsvollstreckung abzuwenden.

deutung zukommt als den materiellrechtlichen Vorschriften
des Gesetzes.Geißler ist aber darin zuzustimmen, daß Tiere
nicht in das genau abgestimmte System der Absätze 2–4 des
§ 885 ZPO „hineinpassen“:

Man kann es sich noch vorstellen, daß der Gerichtsvollzie-
her befugt sein soll, Tiere von dem zu räumenden Grundstück
wegzunehmen und dem Schuldner oder einem Beauftragten
des Schuldners zu übergeben (vgl. § 885 Abs. 2 ZPO; für An-
wendung dieses Teils der Vorschrift auchZöller-Stöber
a. a. O. § 885 Rdnr. 10 a). In vielen Fällen der Zwangsräu-
mung kommt dem aber keine nennenswerte praktische Bedeu-
tung zu: § 885 Abs. 2 ZPO setzt voraus, daß der Schuldner
oder sein Beauftragter bereit (und auch in der Lage) ist, die
wegzunehmenden „beweglichen Sachen“ (hier: Haustiere)
wieder an sich zu nehmen (vgl. nurSchilken, in: MünchKomm
zur ZPO, § 885 Rdnr. 23); wenn der Schuldner in eine Ob-
dachlosenunterkunft eingewiesen werden soll – wie hier – und
eine Vielzahl von Tieren nicht dorthin mitgenommen werden
kann, wäre der Weg des § 885 Abs. 2 ZPO selbst dann nicht
gangbar, wenn man Tiere weiterhin als „bewegliche Sachen“
begreifen wollte. Die Frage, ob alsdann nach § 885 Abs. 3
ZPO vorzugehen ist und die Tiere in das Pfandlokal zu schaf-
fen oder „anderweit in Verwahrung zu bringen“ sind, beant-
wortet sich von selbst; dieses Vorgehen ist für die Lagerung
von Mobiliar und ähnlichen Gerätschaften passend, nicht aber
für die artgerechte Unterbringung und Betreuung lebender
Tiere geeignet (so mit RechtGeißler a. a. O. S. 146). Auch die
schon erwähnten „neuen“ Bestimmungen der §§ 765 a Abs. 1
S. 2, 811 c ZPO sprechen im übrigen gegen eine schematische
Gleichstellung von Tieren mit „beweglichen Sachen“ beliebi-
ger Art, die sich in eine Pfandkammer stellen lassen.

c. Verfassungsrechtliche Gründe, namentlich der Schutz
des Eigentums (Art. 14 GG), stehen entgegen der Meinung der
Gläubigerin nicht in Widerspruch zu der vom Amtsgericht ge-
billigten Ansicht des Gerichtsvollziehers. Verneint man die
Zuständigkeit des Gerichtsvollziehers zur Unterbringung und
Versorgung der Tiere des Räumungsschuldners, werden damit
Räumungstitel nicht etwa unvollziehbar: Angesichts der dro-
henden Gefährdung der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung
(§ 1 PolG), namentlich des Straßenverkehrs, durch eine Viel-
zahl „herrenlos“ gewordener Tiere wird es den Ordnungs- und
Polizeibehörden obliegen, zum Zwecke der Gefahrenabwehr
tätig zu werden (LG Oldenburg, DGVZ 1995, 44;Zöller-Stö-
ber a. a. O.). Anlaß zum Einschreiten besteht, wenn die Behör-
de durch den Gerichtsvollzieher von der beabsichtigten Räu-
mung eines u. a. von Tieren „bewohnten“ Grundstücks Kennt-
nis erlangt (zum Verbot der Störung der öffentlichen Ordnung
durch Vollstreckungsmaßnahmen des Gerichtsvollziehers vgl.
allgemein Baumbach-Hartmann, ZPO, 55. Aufl., § 885
Rdnr. 21). Ob im Streitfall die Stadt oder der Landkreis beru-
fen gewesen wären, zur Gefahrenabwehr tätig zu werden, ist
nicht von den Zivilgerichten zu entscheiden.

Das Gebot eines effektiven Schutzes des Eigentums
(Art. 14 GG) spricht nach Auffassung des Senats im übrigen
nicht gegen, sondern eindeutig für die oben vertretene An-
sicht. Wollte man mit dem Landgericht § 885 Abs. 3 ZPO in
einem weiteren Sinne auslegen und hierunter auch die Unter-
bringung aller auf einem Grundstück vorhandenen Tiere des
Schuldners in Heimen oder im Tierasyl verstehen, hätte dies
einschneidende, im schlimmsten Falle ruinöse Auswirkungen
auf das Eigentum: Der Eigentümer/Gläubiger ist für die Ko-
sten der „Verwahrung“ beweglicher Sachen Kostenschuldner
(§ 3 Abs. 1 Nr. 1 GVKostG) und damit (§ 5 GvKostG) vor-
schußpflichtig (Schilken a. a. O. Rdnr. 35 m. umf. N. in
N. 105). Im Fall der Unterbringung von Tieren erreicht die
Höhe des zu leistenden und vom Schuldner in aller Regel nicht
mehr beizutreibenden Vorschusses leicht Beträge, die das Ei-
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Wollte man auf die Zustellung der Vollstreckungsklausel
verzichten, so müßte der Schuldner bereits nach der Zustel-
lung des Urteils durch das Gericht von der Befugnis Gebrauch
machen, die Zwangsvollstreckung abzuwenden, auch wenn
der Gläubiger die Sicherungsvollstreckung gar nicht durch-
führen will.

Die Entstehungsgeschichte der Vorschrift des § 750 Abs. 3
ZPO enthält keinen eindeutigen Hinweis auf einen entgegen-
stehenden Willen des Gesetzgebers (vgl. dazu OLG Karlsruhe
Rechtspfleger 1991, 52).

Anmerkung der Schriftleitung:

Zu der hier entschiedenen Frage und der Entstehungsge-
schichte der anzuwendenden Vorschriften siehe auch Seip,
Rpfl. 1983, S. 56, und Münzberg, Rpfl. 1983, S. 58. Gleichlau-
tend haben entschieden: AG/LG Ansbach, DGVZ 1983, S. 77;
LG Berlin, DGVZ 1988, S. 172; Kammergericht, DGVZ 1988,
S. 93; LG Göttingen, DGVZ 1995, S. 73. Nicht erforderlich
sind Klauselzustellung und Einhaltung der Wartefrist bei der
Vorpfändung gem. § 845 ZPO (AG München, DGVZ 1986,
S. 47).

§§ 829, 850 b, 850 c ZPO; §§ 1360, 1360 a BGB; §§ 121,
178 GVGA

Die Pfändung des Taschengeldanspruchs des Schuldners
gegen seinen Ehegatten ist nur zulässig, wenn das ihm zu-
stehende Taschengeld zusammen mit dem ihm (fiktiv) zu-
stehenden Unterhaltsanspruch die Pfändungsfreigrenze
des § 850 c ZPO übersteigt.

AG Geilenkirchen, Urteil v. 27. 9. 1996
– 5 C 68/96 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

I. Dem Kläger steht gegenüber der Beklagten kein Anspruch
aus dem Pfändungs- und Überweisungsbeschluß des Amtsge-
richts vom 13. Juli 1995 zu. Dabei läßt es das Gericht dahinge-
stellt, ob die Beklagte die Pfändung genehmigt hat oder nicht.
Denn Voraussetzung einer wirksamen Pfändung ist, daß der Ge-
genstand der Zwangsvollstreckungeindeutig festliegt, und zwar
auch dem Betrag nach (Baumbach/Lauterbach/Albers/Hart-
mann, ZPO, 54. Auflage, § 829 ZPO Rdnr. 30; OLG Hamm,
FamRz 1990, 547, 548 f; OLG Köln, Rechtspfleger 1992,
Blatt 46 f). Der Pfändungs- und Überweisungsbeschluß muß
konkret angeben, welcher wie errechnete Taschengeldanspruch
bei der Billigkeitsprüfung zugrundegelegt wurde, welcher Teil
pfandfrei bleibt und welchen Betrag der Drittschuldner an den
pfändenden Gläubiger abzuführen hat. Diesen Bestimmtheits-
anforderungen genügt eine Pfändung der „angeblichen Forde-
rung des Schuldners auf Zahlung von Taschengeld“ – wie im
vorliegenden Fall – nicht. Dem der Beklagten am 17. Juli 1995
zugestellte Pfändungs- und Überweisungsbeschluß ist nicht hin-
reichend klar zu entnehmen, in welcher Höhe sie vom Gläubiger
in Anspruch genommen wird. Der Pfändungs- und Überwei-
sungsbeschluß geht daher ins Leere und ist unwirksam.

II. Dem Kläger steht gegenüber der Beklagten auch kein
Anspruch aus §§ 850, 850 b Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 ZPO auf
Pfändungs- und Überweisung des ihrem Ehemann nach
§§ 1360, 1360 a BGB zustehenden Taschengeldanspruchs zu.

a) Die Frage der Pfändbarkeit des Anspruchs eines Ehegat-
ten gegen den anderen auf Taschengeld, d. h. auf einen Geld-
betrag, über den er zur Befriedigung reiner Privatinteressen
frei verfügen kann (vgl. Palandt – Diederichsen, BGB,
53. Auflage, § 1360 a Rdnr. 4), ist umstritten.

Nach der in der Rechtsprechung vorherrschenden Auffas-
sung ist der Teil des gesetzlichen Unterhaltsanspruchs anzuse-
hende Taschengeldanspruch des nichtverdienenden Ehegat-
ten, der sich im Regelfall auf 5 % des insbesondere um die Un-
terhaltsansprüche der Kinder geminderten Nettoeinkommens
des anderen Ehegatten beläuft, unter den Voraussetzungen des
§ 850 b Abs. 2 ZPO bedingt pfändbar (OLG München, FamRz
188, 1161; OLG Karlsruhe, FamRz 1984, 1249; OLG Celle,
FamRz 1986, 196; Zöllner-Stöber ZPO, 16. Auflage, 850 b
Rdnr. 17;) (anderer Ansicht: LG Frankenthal, Rechtspfleger
1985, 120; AG Dieburg FamRZ 1991, 729 f).

Das Gericht folgt dieser überwiegenden Ansicht in der
Rechtsprechung und geht grundsätzlich von einer bedingten
Pfändbarkeit des Taschengeldanspruchs nach §§ 850 Abs. 1
Nr. 2, Abs. 2 ZPO aus.

Zur Begründung ist anzuführen, daß es sich bei dem Ta-
schengeld nach allgemeiner Meinung um eine Unterhaltsrente
im Sinne des § 850 b Abs. 1 Nr. 2 ZPO handelt, da unter Un-
terhaltsrente im Sinne dieser Bestimmung jede auf gesetzli-
cher Vorschrift beruhende, auf Geld gerichtete Unterhaltsfor-
derung zu verstehen ist, die in Form wiederkehrender Leistung
zu erfüllen ist. Der Einwand, das Taschengeld werde weder in
fester bestimmter Höhe noch zu festliegenden Terminen ge-
zahlt oder nur von Fall zu Fall zwischen den Ehegatten verein-
bart, ist unbeachtlich, da es lediglich darauf ankommt, daß der
Ehegatte einen Rechtsanspruch auf regelmäßige Taschengeld-
zahlungen hat, nicht aber darauf, ob und wie er diesen An-
spruch durchsetzt. Auf die tatsächliche Erfüllung des Taschen-
geldanspruchs kommt es damit nicht an (Bundesverfassungs-
gericht, FamRz 1985, 144 ff).

Aus §§ 851 ZPO, 399 BGB läßt sich die absolute Unpfänd-
barkeit des Taschengeldanspruchs ebenfalls nicht herleiten.
Denn die Unübertragbarkeit des Taschengeldanspruchs würde
die Forderung nur „in Ermangelung besonderer Vorschriften“
nach § 851 Abs. 1 ZPO unpfändbar machen. Hier stellt aber
gerade § 850 Abs. 1 Nr. 2 ZPO eine solche besondere Vor-
schrift dar (OLG München, FamRz 1988, 1163).

Die grundsätzliche Bejahung der Pfändbarkeit des Taschen-
geldanspruchs verstößt auch nicht gegen Artikel 3, 6 Grundge-
setz, weil Eheleute damit schlechter stünden als Partner einer
nichtehelichen Lebensgemeinschaft. Zwischen letzteren beste-
hen keine Ansprüche aus §§ 1360 f BGB. Bei ihnen kann aber
geprüft werden, ob die Versorgungsleistungen, die für den Part-
ner erbracht werden, nicht als Arbeitseinkommen – gegebenen-
falls nach § 850 h ZPO – pfändbar sind. Im übrigen schützt Ar-
tikel 6 Grundgesetz die Ehepartner nicht vor jedweden Schwie-
rigkeiten, die mit der Verschuldung des anderen verbunden
sind. Es besteht also insoweit grundsätzlich kein Anlaß, derarti-
ge Geldbeträge jeglicher Pfändung zu entziehen.

b) Auf die Frage der Pfändbarkeit des Taschengeldan-
spruchs kommt es im vorliegenden Fall jedoch letztlich nicht
an, da die Pfändung nach der Höhe des Anspruchs nicht der
Billigkeit gemäß § 850 b Abs. 2 ZPO entspricht.

Die Höhe des jeweiligen Taschengeldanspruchs richtet
sich nach Vermögen, Einkommen, Lebensstil und Zukunfts-
planung der Ehegatten und ist demgemäß wesentlich vom Ein-
zelfall abhängig (Palandt – Diederichsen § 160 a Rdnr. 4). Be-
messungsfaktoren wie Lebensstil und Zukunftsplanung sind
jedoch wenig geeignet, den Taschengeldanspruch näher zu be-
ziffern. Daher ist in Übereinkunft mit der Rechtsprechung der
Obergerichte festgelegt worden, daß der Taschengeldanspruch
in der Regel 5 % des um die Unterhaltsansprüche der Kinder
geminderten Nettoeinkommens des anderen Ehegatten beträgt
(OLG Celle, FamRz 1991, 726 ff; OLG München, FamRz
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1988, 1161 ff; OLG Hamm, FamRz 1985, 407; OLG Köln,
Rechtspfleger 1995, 76 ff).

Im vorliegenden Fall ist von einem maximalen Nettoein-
kommen der Beklagten von 3.399,87 DM auszugehen (die
Gehaltsabrechnungen der Monate Juli 1995 und Mai 1996 zei-
gen, daß die Beklagte zuvor sogar wesentlich weniger Gehalt
erhielt). Das vom Arbeitgeber mit ausgezahlte Kindergeld in
Höhe von 400,– DM ist nach § 850 e Nr. 2 a ZPO in Verbin-
dung mit § 54 V SGB grundsätzlich unpfändbar und damit
nicht mit zu berücksichtigen (Baumbach pp, § 704 ZPO
Rdnr. 80). Nach Abzug von 525,– DM Kindesunterhalt für
den 9-jährigen Sohn F. und 435,– DM für den 3-jährigen Sohn
P. (nach der Düsseldorfer Tabelle) verbleiben 2.439,87 DM.
Der hiervon dem Ehegatten der Beklagten zustehende Ta-
schengeldanspruch liegt demnach bei 122,– DM (5 % des be-
reinigten Nettoeinkommens).

c) Die Pfändbarkeit dieses Taschengeldanspruchs scheitert
im vorliegenden Fall daran, daß die Pfändung dieser 122,– DM
nach §§ 850 b Abs. 2, 850 c ZPO nicht der Billigkeit entspricht.

Da die Pfändung des Taschengeldanspruchs nur „nach den
für Arbeiseinkommen geltenden Vorschriften“ in Betracht
kommt (§ 850 b Abs. 2 ZPO), gelten grundsätzlich die Pfän-
dungsgrenzen für Arbeitseinkommen (§ 850 c ZPO). Danach
kommt eine Pfändung von vornherein nur in Betracht, wenn der
Taschengeldanspruch zusammen mit dem Unterhaltsanspruch
des Ehegatten die Pfändungsfreigrenzen des § 850 c ZPO über-
steigt, da die Pfändung eines geringen Taschengeldanspruchs
regelmäßig nicht der Billigkeit entspricht (OLG Frankfurt,
FamRz 1991, 727 f; OLG München, FamRz 1988, 1161 f). Da-
bei kann der Taschengeldanspruch jedoch nicht für sich allein,
sondern nur zusammen mit dem sonstigen Unterhalt, dessen
Teil er ist, betrachtet werden. Den „sonstigen Unterhalt“ bzw.
den „Gesamtunterhalt“ betragsmäßig einzugrenzen, ist schon
deshalb schwierig, weil es während des Zusammenlebens der
Ehegatten bei intakter Ehe einen in Geld berechenbaren Unter-
haltsanspruch eines Ehegatten gegen den anderen eigentlich
nicht gibt, sondern nur die Verpflichtung der Ehegatten unter-
einander, die Familie angemessen zu unterhalten (§ 1360 Satz 1
BGB; OLG Celle, FamRz 1990, 547 ff; OLG München, siehe
oben). Gleichwohl geht das Gericht im Einklang mit der Rechts-
praxis von einer pauschalierenden Bewertung aus. Hiernach
wird ein (fiktiver) Unterhaltsanspruch in Höhe von 3/7 der Dif-
ferenz zwischen den anrechenbaren Nettoeinkommen der Ehe-
gatten, wie er sich bei Getrenntlebenden aus der „Düsseldorfer
Tabelle“ ergibt, als Maßstab angesetzt (vgl. die vorzitierten Ent-
scheidungen). Setzt man in diesem Zusammenhang ein durch-
schnittliches Nettomonatseinkommen der Beklagten von
2.439,87 DM an, so errechnet sich nach dieser Formel ein (fik-
tiver) Unterhaltsanspruch des Ehemanns der Beklagten gegen
seine Ehefrau – einschließlich des Taschengeldes – in Höhe von
1.045,66 DM. Dieser Betrag liegt unterhalb der bei 1.209,– DM
beginnenden monatlichen Pfändungsgrenze für Arbeitseinkom-
men des § 850 c ZPO. Demgemäß ist der im (fiktiven) Unter-
haltsanspruch mitenthaltene Taschengeldanspruch in Höhe von
122,– DM gemäß §§ 850 b Abs. 2, 850 c Abs. 1 ZPO absolut
unpfändbar. Eine Pfändung ist hiernach unbillig und kann vom
Kläger nicht durchgesetzt werden. Die Unpfändbarkeit des (fik-
tiven) Unterhaltsanspruchs und des darin mit enthaltenenen Ta-
schengeldanspruchs bleibt auch dann bestehen, wenn die Unter-
haltszahlung des Exmannes der Beklagten für den Sohn F. in
Höhe von 350,– DM dem Nettoeinkommen der Beklagten mit
hinzugerechnet wird.

Überdies ist die Pfändung des Taschengeldanspruchs in die-
sem Fall auch deshalb unbillig, weil hier einer hohen Forderung
des Klägers ein niedriger oder durchschnittlicher Taschengeld-
anspruch gegenübersteht. Eine Billigkeit der Pfändung im Sinne

des § 850 b Abs. 2 ZPO wird von der herrschenden Meinung
auch nur dann angenommen, wenn entweder einem hohen Ta-
schengeldanspruch eine niedrigere Forderung gegenübersteht
oder aber im Einzelfall besondere Umstände für die ausnahms-
weise Billigkeit der Pfändung sprechen (vgl. unter anderem
OLG München, FamRz 1988, 1161 ff; LG Dortmund, Rechts-
pfleger 1989, 467; LG Köln, Rechtspfleger 1993, 78). Anderen-
falls hätte eine hohe Forderung in Bezug zu einem niedrigen Ta-
schengeldanspruch zur Folge, daß bei Durchführung der Pfän-
dung dem Ehemann der Beklagten für unabsehbare Zeit über-
haupt kein Taschengeld zur Verfügung stünde.

Bei Betrachtung der dem Kläger durch das Urteil des
Amtsgerichts G. zugesprochenen Gesamtforderung in Höhe
von 10.000,– DM und einem zugesprochenen Zinssatz von
16 % hätte der Ehemann der Beklagten sein Leben lang keinen
Taschengeldanspruch mehr zur Verfügung, da durch die Pfän-
dung des Taschengeldes in Höhe von monatlich 120,– DM die
gerade anlaufenden Zinsen in Höhe von monatlich 133,33 DM
getilgt würden. Dem Ehemann der Beklagten würde damit auf
unabsehbare Zeit ein vollständiger Verzicht auf die Befriedi-
gung seiner persönlichen Bedürfnisse abverlangt.

Ein pfändbarer Teil des Taschengeldes wird daher erst
dann gegeben sein, wenn die Einkommensverhältnisse der
Eheleute so günstig sind, daß der nichtverdienende Ehegatte
aufgrund der guten Einkommensverhältnisse des anderen Ehe-
gattens unschwer auf Taschengeldansprüche verzichten kann,
ohne gleichzeitig mit zusätzlichen, schwer abweisbaren Wün-
schen an den anderen heranzutreten. Dies ist grundsätzlich nur
bei überdurchschnittlichen Einkommen anzunehmen. Alldies
ist vorliegend nicht der Fall.

Anmerkung der Schriftleitung:

Zur Pfändung des Taschengeldanspruchs einkommens-
und vermögensloser Ehegatten – Rechtsfragen und Realisie-
rungsprobleme – ausführlichD e r l e d e r  in „Das juristische
Büro“, 1994 S. 129 ff und 1994, S. 195 ff.

§§ 888, 724 ZPO

Ein Zwangsgeldbeschluß zur Erzwingung einer vertretba-
ren Handlung stellt lediglich eine Maßnahme der Zwangs-
vollstreckung dar, die dem zugrundeliegenden Titel zur
Verwirklichung verhelfen soll; er bedarf deshalb keiner
Vollstreckungsklausel.

AG Lindau, Beschl. v. 25. 11. 1996
– M 2792/96 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Parteien schlossen am 22. Juli 1993 vor dem Oberlan-
desgericht München einen rechtskräftigen Vergleich, in dem
die Schuldnerin sich u. a. verpflichtete, rechtsgeschäftliche
Erklärungen in Form notarieller Beurkundung abzugeben.
Wegen des genauen Wortlaut des Vergleichs wird Bezug ge-
nommen auf das gerichtliche Protokoll vom 22. Juni 1993, das
den Parteien bekannt ist und das sich als vollstreckbare Aus-
fertigung bei den Vollstreckungsunterlagen befindet.

Nachdem die Schuldnerin ihrer in nicht vertretbaren Hand-
lungen bestehenden Mitwirkungsverpflichtung nicht nachge-
kommen ist, hat das Amtsgericht – Familiengericht – mit Be-
schluß vom 24. 04. 1996 u. a. gegen die Schuldnerin ein
Zwangsgeld in Höhe von DM 4.000,– ausgesprochen und für
den Fall der Nichtbeitreibbarkeit Zwangshaft von 20 Tagen ver-
hängt. Dieser Beschluß wurde rechtskräftig nach Maßgabe der
Beschwerdeentscheidung des Oberlandesgerichts München
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vom 29. 07. 1996. Insbesondere wurde mit diesem Beschluß die
Rechtmäßigkeit der Zwangsgeldverhängung in Höhe von
4.000,– DM und der Zwangshaft von 20 Tagen bestätigt.

Am 30. 09. 1996 beauftragte der Gläubiger die Gerichtsvoll-
zieherin, aus dem Zwangsgeldbeschluß die Mobiliarzwangs-
vollstreckung gegen die Schuldnerin zu betreiben. Nachdem die
Schuldnerin ohne Angabe von Gründen widersprochen hatte,
sah die Gerichtsvollzieherin zunächst von weiteren Vollstrek-
kungsmaßnahmen ab und erstellte das Vollstreckungsprotokoll
vom 18. 10. 1996. Gegen diese Vollstreckungsmaßnahme rich-
tet sich die Erinnerung der Schuldnerin vom 06. 11. 1996. Zur
Begründung trägt sie vor, die Zwangsvollstreckung aus dem der
Gläubigerin zugestellten Beschluß des Oberlandesgerichts vom
29. 07. 1996 sei unzulässig. Er verfüge nicht über die für einen
selbständigen Vollstreckungstitel erforderliche Vollstreckung-
klausel. Die Vollstreckung sei daher für unzulässig zu erklären.
Des weiteren beantragte die Schuldnerin die einstweilige Ein-
stellung der Zwangsvollstreckung. Gegen diesen Antrag wendet
sich der Gläubiger mit Anwaltsschriftsatz vom 21. 11. 1996. Im
wesentlichen trägt er vor, es handle sich lediglich um einen Be-
schluß in einem Vollstreckungsverfahren, so daß der nunmehri-
ge Zwangsgeldbeschluß nicht in vollstreckbarer Ausfertigung
vorgelegt werden müsse.

Die in statthafter und auch sonst in zulässiger Form erho-
bene Vollstreckungserinnerung ist unbegründet.

Sowohl der Zwangsgeldbeschluß des Amtsgerichts Lindau
vom 24. 04. 1996, wie auch der im Beschwerdeverfahren hier-
über ergangene Beschluß des Oberlandesgerichts München
vom 29. 07 1996 stellen keine selbständigen Vollstreckungsti-
tel dar, die ihrerseits der Zulässigkeitsvoraussetzungen für
eine Zwangsvollstreckungsmaßnahme (Klausel und Zustel-
lung) bedürfen. Zwar spricht Zöller-Stöber (Kommentar zur
ZPO, 19. Aufl. Rdnr. 14 zu § 888) davon, daß der Beschluß
ein Vollstreckungstitel sei, für den dem Gläubiger auf Antrag
eine vollstreckbare Ausfertigung erteilt werde. Dieser (ge-
stützt auf AG Arnsberg DGVZ 94, 79) Auffassung tritt das
Gericht nicht bei. Beide Meinungen sind rein formal begrün-
det und berücksichtigen nicht die Tatsache, daß der Zwangs-
geldbeschluß gemäß § 888 ZPO zur Erzwingung einer nicht
vertretbaren Handlung lediglich eine Maßnahme zur Zwangs-
vollstreckung darstellt, die dem zugrundeliegenden Titel –
vollstreckbarer Vergleich vom 22. Juni 1993 – zur Verwirkli-
chung verhelfen soll. Methodisch ist die Zwangsgeldanord-
nung den Vollstreckungsmaßnahmen gleichzustellen, die zur
Durchsetzung titulierter Ansprüche auf vertretbare Handlun-
gen (Geldforderungen etc.) ergriffen werden können. Wenn
aus derartigen Titeln vollstreckt wird, bedarf keine der nach-
folgenden Vollstreckungsmaßnahmen (z. B. Pfändungs- und
Überweisungsbeschluß, Durchsuchungsbeschluß, Eintragung
einer Zwangshypothek) einer nochmaligen Überprüfung der
Vollstreckungsfähigkeit und Erteilung einer Vollstreckungs-
klausel. Es wäre systemwidrig, würde man bei der Durchset-
zung einer nicht vertretbaren Handlung anderes fordern. Dies
hätte zur Folge, daß Vollstreckungstitel wegen vertretbarer
Handlungen eine andere Rechtsqualität genießen würden, als
Vollstreckungstitel wegen nicht vertretbarer Handlungen (in
Übereinstimmung mit LG Kiel DGVZ 83, 155).

Da somit die Vollstreckungserinnerung der Schuldnerin
keinen Erfolg haben konnte, bedurfte es auch keiner vorläufi-
gen Einstellung der Zwangsvollstreckung.

Anmerkung der Schriftleitung:

Siehe auch OLG Koblenz, DGVZ 1986, S. 138, nebst An-
merkung dazu.

§§ 936, 922, 170 ZPO; §§ 11, 16, 36 GVKostG; § 18 GVGA

Hat das Gericht mit der zuzustellenden Ausfertigung einer
einstweiligen Verfügung eine Abschrift des Antrages auf
den Erlaß derselben verbunden, so hat der mit der Zustel-
lung beauftragte Gerichtsvollzieher eine beglaubigte Ab-
schrift der einstweiligen Verfügung mit den ihr beigegebe-
nen Anlagen zuzustellen, ggf. die hierzu notwendigen Er-
gänzungen und Beglaubigungen vorzunehmen und die
hierfür vorgesehenen Gebühren und Auslagen zu erheben.

AG Waldbröl, Beschl. v. 10. 7. 1996
– 5 a M 727/96 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die statthafte und zulässige Erinnerung der Gläubigerin ist
nicht begründet. Zu der Frage, ob der Gerichtsvollzieher durch
die Vorschrift des § 11 GVKostG gehindert war, die angefal-
lenen Kosten zu erheben, hat sich der Vertreter der Landeskas-
se wie folgt geäußert:

„Der Einwand der unrichtigen Sachbehandlung durch den
Gerichtsvollzieher ist hier nicht gerechtfertigt.

Die Zustellung einer einstweiligen Verfügung erfolgt ge-
mäß §§ 936, 922, 170 ZPO durch Zustellung einer beglau-
bigten Abschrift. Wie der Gerichtsvollzieher glaubhaft
vorgetragen hat und wie sich auch aus der Verfahrensakte
16 O 26/96 ergibt, wurde ihm eine Ausfertigung der einst-
weiligen Verfügung übergeben, die alle Anlagen enthielt
und die mit Schnur und Siegel verbunden war. Der Ge-
richtsvollzieher hat dann zu prüfen, ob die ihm zur Zustel-
lung übergebenen Abschriften ordnungsgemäß beglaubigt
sind (§ 18 GVGA). Sind Mängel bei der Beglaubigung
festzustellen, behebt sie der Gerichtsvollzieher auf dem
kürzesten Weg (§ 18 S. 2 GVGA). Gerade wegen der Eil-
bedürftigkeit einer einstweiligen Verfügung ist es gerecht-
fertigt, wenn der Gerichtsvollzieher die Mängel selbst be-
seitigt, d. h. eine Beglaubigung vornimmt (§ 18 S. 3
GVGA). Eine Prüfung dahingehend, ob die ihm übergebe-
ne Ausfertigung der einstweiligen Verfügung nicht not-
wendige Anlagen enthält, hat der Gerichtsvollzieher nicht
vorzunehmen. Da dem Gerichtsvollzieher nur drei beglau-
bigte Seiten übergeben wurden, ist es nicht zu beanstanden,
wenn auch die weiteren Seiten beglaubigt wurden.

Eine unrichtige Sachbehandlung durch den Gerichtsvoll-
zieher ist daher hier nicht festzustellen“.

Dieser Auffassung tritt das Gericht bei.

Eines Eingehens auf die Frage, ob die Sachbehandlung des
Landgerichts zutreffend war, bedarf es nicht, weil der Ge-
richtsvollzieher im Falle einer fehlerhaften Behandlung des
Gerichts nicht gehalten wäre, auf seine Gebührenanteile der
Kosten zu verzichten.

§§ 3, 8 GVKostG; §§ 7, 66 SGB X; §§ 249, 252 AO

Ein nicht kostenbefreiter Gläubiger erlangt die Kostenbe-
freiung nicht dadurch, daß er seine Forderung durch Ein-
schaltung des Hauptzollamtes vollstreckt.

AG Arnsberg, Beschl. v. 21. 5. 1996
– 18 M 3688/95 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Techniker Krankenkasse Hamburg und die DAK Arns-
berg haben das Hauptzollamt gemäß § 66 Abs. 1 SGB X er-
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sucht, wegen einer Geldforderung die Zwangsvollstreckung
gegen die Firma … zu betreiben.

Nach erfolgloser Vollstreckung in das bewegliche Vermö-
gen und Anberaumung eines Termins zur Abgabe der eides-
stattlichen Versicherung beim Amtsgericht Arnsberg, wo der
Geschäftsführer der Schuldnerin nicht erschien, erging auf
Antrag des Hauptzollamts Haftbefehl gemäß § 807 ZPO.

Der die Verhaftung durchführende Gerichtsvollzieher hat
dem Hauptzollamt für seine Tätigkeit durch Kostenrechnung
vom 1. 2. 1996 einen Betrag von DM 26,35 in Rechnung ge-
stellt, wogegen sich der Erinnerungsführer wendet.

Die zulässige Erinnerung ist in der Sache nicht begründet.

Nach Auffassung des Gerichts erlangen die beauftragende
Techniker Krankenkasse und die DAK Arnsberg durch die
Einschaltung des Hauptzollamtes keine Kostenbefreiung.
Nach der nunmehr wohl als herrschend anzusehenden Mei-
nung in der Rechtsprechung, der sich auch das Amtsgericht
Arnsberg anschließt, bewirkt die hier entscheidende Vor-
schrift des § 252 AO keinen materiell-rechtlichen Forderungs-
übergang auf das Hauptzollamt, was aber erforderlich wäre,
um Kostenfreiheit zu erhalten (vgl. grundlegend Harenberg in
DGVZ 1990, S. 49 ff., AG Hanau DGVZ 1995, S. 175; LG
Wiesbaden DGVZ 1995, Seite 155).

Bereits nach dem Wortlaut der Vorschrift handelt es sich
um eine gesetzliche Fiktion (gilt) des Gläubigers (hier: Bund)
der die Vollstreckungsbehörde (hier: HZA) angehört. Sinn
und Zweck der Vorschrift ist die Klarstellung der (vergleich-
bar mit dem im Zivilrecht bestehenden Problem der) Prozeß-
standschaft im Vollstreckungsverfahren unabhängig davon,
wem im Einzelfall die beizutreibende Forderung materiell-
rechtlich tatsächlich zusteht.

Zar bleibt das Hauptzollamt nach § 8 GVKostG für die Be-
treibungeigener Forderungen als solche kostenfrei, nicht aber
die materiell-rechtlichen Inhaber der Forderung, nämlich
Techniker Krankenkasse und DAK, auch nicht auf dem Um-
wege, daß sie sich bei der Vollstreckung des Hauptzollamtes
bedienen.

Für die Kosten hat das Hauptzollamt einzustehen. Eine un-
mittelbare Inanspruchnahme der materiell-rechtlichen Gläubi-
ger (TK und DAK) kommt seitens der Gerichtsvollzieher
nämlich nicht in Betracht, weil die Techniker Krankenkasse
und DAK keinen Verhaftungsauftrag gestellt haben und daher
nicht als Auftraggeber im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 1
GVKostG aufgetreten sind, denn bei der Kostentragungs-
pflicht nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 GVKostG kommt es nach der
überwiegend vertretenen Meinung nur auf die formale Rechts-
stellung als Auftraggeber an.

Im Außenverhältnis betreibt das Hauptzollamt aufgrund
der Fiktion des § 252 AO in Verbindung mit § 250 I S. 1 AO
die Zwangsvollstreckung aber im eigenen Namen und ist da-
her kostentragungspflichtig.

Anmerkung der Schriftleitung:

Zur unmittelbaren Inanspruchnahme des materiell-rechtli-
chen Gläubigers siehe die Abhandlung von Lorenz in DGVZ
1996, S. 181 f.

§ 8 GVKostG; § 5 JKostG BW

Dem Deutschen Roten Kreuz steht weder Kostenfreiheit
gem. § 8 GVKostG, noch Gebührenbefreiung nach § 5
Landesjustizkostengesetz Baden-Würtemberg zu.

AG Heidelberg, Beschl. v. 6. 9. 1996
– 1 M 8/96 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der Erinnerungsführerin wurde im Zwangsvollstreckungs-
verfahren keine Gebührenfreiheit gewährt. Hiergegen richtet
sich die Erinnerung. Die Erinnerungsführerin trägt vor, das
Deutsche Rote Kreuz nehme Gebührenbefreiung in Anspruch.
Das ergebe sich aus § 18 des Gesetzes über das Deutsche Rote
Kreuz vom 09. 12. 1937. Diese reichsgesetzliche Vorschrift
gelte als Bundesrecht fort und sei auf die nach dem 2. Welt-
krieg entstandene Organisation des Deutschen Roten Kreuzes
analog anzuwenden.

Dieser Rechtsansicht wird nicht gefolgt. Aufgrund der ge-
setzlichen Bestimmungen kann der Erinnerungsführerin keine
Kostenfreiheit bzw. Gebührenfreiheit gewährt werden.

Gemäß § 8 GVKostG sind von der Zahlung der Kosten be-
freit der Bund und die Länder sowie die nach den Haushalts-
plänen des Bundes und der Länder für Rechnung des Bundes
oder des Landes verwalteten öffentlichen Anstalten und Kas-
sen (Vergl. Schröder-Kay, Das Kostenwesen der Gerichtsvoll-
zieher, 9. Auflage Seite 113 ff.). Da die Gläubigerin hierzu
nicht zählt, kann eine Kostenfreiheit nicht gewährt werden.

Eine Gebührenbefreiung kommt ebenfalls nicht in Be-
tracht. Das ergibt sich daraus, daß Gebührenbefreiung nur für
die in § 5 Landesjustizkostengesetz vom 30. 03. 1971 in der
Fassung vom 25. 03. 1975 aufgeführten Institutionen, Verbän-
den usw. gewährt werden darf (Vergl. Schröder-Kay a.a.O.
Seite 122). Da die Erinnerungsführerin in dieser landesrechtli-
chen Kostenbefreiungsvorschrift für Baden-Württemberg
ebenfalls nicht aufgeführt ist, kann ihr auch keine Gebühren-
befreiung gewährt werden.

Insgesamt begründet zwar die Erinnerungsführerin aus-
führlich ihre Ansicht, die angeführte reichsgesetzliche Vor-
schrift gelte als vorkonstitutionelles Gesetzesrecht weiter, legt
aber nicht dar, daß der Erinnerungsführerin schon einmal Ko-
stenfreiheit bzw. Gebührenfreiheit gewährt worden sei. Selbst
wenn das Gesetz über das Deutsche Rote Kreuz vom
09. 12. 1937 nach Erlaß des Grundgesetzes weiter gegolten
haben sollte bzw. gilt, wäre die Vorschrift über Kostenfreiheit
bzw. Gebührenfreiheit nach späterem Erlaß des GVKostG und
des Landesjustizkostengesetzes nach dem Grundsatz lex po-
sterior derogat legi priori außer Kraft gesetzt.

§§ 119, 845 ZPO; § 84 GVO

Die mit dem Erlaß eines Pfändungs- und Überweisungsbe-
schlusses bewilligte Prozeßkostenhilfe bezieht sich ohne
besonderen Ausspruch nicht auch auf die zuvor vom Gläu-
biger vorgenommene Vorpfändung.

AG Essen, Beschl. v. 19. 11. 1996
– 31 M 3551/96 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Gläubigerin wendet sich gegen den Kostenansatz des
Gerichtsvollziehers, der 42,70 DM Kosten für die Zustellung
des vorläufigen Zahlungsverbots vom 16. 09. 1996 an den
Drittschuldner … angesetzt hat. Die Gläubigerin hat diesen
Betrag gezahlt und verlangt gleichzeitig mit der vorliegenden
Erinnerung Rückerstattung des Betrages.

Dahinstehen kann vorliegend, ob es sich um eine Erinne-
rung gemäß § 766 Abs. 2 ZPO oder um eine solche gemäß § 9
Gerichtsvollzieherkostengesetz handelt. Die örtliche Zustän-
digkeit ist jedenfalls gegeben.
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Die Erinnerung ist unbegründet, wie sich jedenfalls durch
Beiziehung der Akten 31 M 2976/96 ergibt. Die Gläubigerin
hätte die Kosten nur dann nicht zu zahlen, wenn ihr insoweit
Prozeßkostenhilfe bewilligt ist. Dies ist aber nicht der Fall. Es
liegt nur ein Prozeßkostenhilfebewilligungsbeschluß vom
30. 09. 1996 vor, der sich auf den Erlaß eines Pfändungs und
Überweisungsbeschlusses nach dem Antragsentwurf vom
16. 09. 1996 bezieht und mit Wirkung ab 30. 09. 1996 gilt. Bei
der Vorpfändung gemäß § 845 ZPO handelt es sich aber um
eine eigenständige Vollstreckungsmaßnahme, die von dieser
Prozeßkostenhilfebewilligung nicht mit umfaßt ist. Prozeßko-
stenhilfe muß für jeden einzelnen Vollstreckungsabschnitt ge-
sondert bewilligt werden (vgl. Zöller, § 119 Rdn. 33.). Bei
dem vorläufigen Zahlungsverbot (Vorpfändung) und dem dar-
auf folgenden Pfändungs- und Überweisungsbeschluß handelt
es sich aber nicht um einen einheitlichen Vollstreckungsab-
schnitt. Dies ist nicht anders, als wenn für eine Klage Prozeß-
kostenhilfe bewilligt ist und damit noch nicht die Prozeßko-
stenhilfe für den entsprechenden Arrestantrag umfaßt ist.

Selbst wenn man insoweit eine andere Auffassung vertritt,
so ist zu bedenken, daß hier der Prozeßkostenhilfebewilli-
gungsbeschluß ausdrücklich die Wirkung ab 30. 09. 1996 aus-
sprach, während das vorläufige Zahlungsverbot am
16. 09. 1996 beantragt und auch zugestellt wurde.

Es wird darauf hingewiesen, daß auch ein neuer Antrag der
Gläubigerin hier rückwirkend Prozeßkostenhilfe für die Maß-
nahme nach § 845 ZPO zu bewilligen, keine Aussicht auf Er-
folg haben dürfte. Eine rückwirkende Bewilligung von Pro-
zeßkostenhilfe ist allenfalls auf den Zeitpunkt der Antragstel-
lung möglich. Hier ist aber der Prozeßkostenhilfeantrag der
Gläubigerin vom 16. 09. 1996 erst am 17. 09. 1996 im Ver-
fahren 31 M 2976/96 bei Gericht eingegangen, so daß allen-
falls eine Rückwirkung bis 17. 09. 1996 auszusprechen wäre,
wenn man überhaupt der Auffassung wäre, daß dieser Antrag
vom 16. 09. 1996 auch die Vorpfändung mit umfaßte.

§ 788 ZPO; § 109 GVGA; § 35 GVKostG

Zieht der Gerichtsvollzieher im Rahmen einer Vollstrek-
kung den Notarzt zu, weil sich für die betroffene Schuldne-
rin eine lebensbedrohende Situation ergeben hat, so kann
der Gerichtsvollzieher die von ihm hierfür gezahlten Arzt-
kosten nicht dem Gläubiger in Rechnung stellen.

AG Erfurt, Beschl. v. 05. 02. 1996
– 82 M 11924/95 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der Gläubiger beauftragte den Gerichtsvollzieher mit
Zwangsvollstreckungsauftrag vom 06. 04. 1993, aufgrund des
Vollstreckungsbescheides des Kreisgerichts Erfurt vom
16. 10. 1992 und des Durchsuchungsbeschlusses des Amtsge-
richtes Erfurt vom 28. 03.1993 in Verbindung mit dem Be-
schluß vom 07. 03. 1994 die Zwangsvollstreckung bei der
Schuldnerin zwangsweise durchzuführen. Bei der Durchfüh-
rung des Zwangsvollstreckungsauftrages am 26. 05. 1994 öff-
nete die Schuldnerin im I. Stock ein Fenster und stellte sich
darauf. Sie wollte aus dem Fenster springen. Die Schuldnerin
ist zwischen 70 und 80 Jahre alt. Daraufhin hat der Gerichts-
vollzieher den Notarzt verständigt. Dieser war anwesend. Die
Schuldnerin machte einen verstörten Eindruck, der Notarzt
konnte sie beruhigen. Der Notarzt stellte Kosten in Höhe von
30,55 DM in Rechnung. Diese sind von dem Gerichtsvollzie-
her bezahlt worden. Der Gerichtsvollzieher macht diese Ko-
sten nunmehr bei dem Gläubiger geltend. Hiergegen wendet
sich die Erinnerung des Gläubigers. Der Gläubiger beantragt,

den Gerichtsvollzieher anzuweisen, die Kosten für den Not-
arzt nicht anzusetzen. Die Erinnerung des Gläubigers ist ge-
mäß § 766 ZPO statthaft und begründet.

Ein Anspruch des Gerichtsvollziehers auf Erstattung der
von ihm verauslagten Kosten besteht nicht. Eine Anspruchs-
grundlage ist hierfür nicht ersichtlich. Insbesondere besteht
kein Anspruch gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 11 Gerichtsvollzieher-
kostengesetz.

Hiernach sind grundsätzlich Kosten für Arbeitshilfen im
Rahmen des Amtsgeschäfts notwendig und daher zu ersetzen.
Da es sich vorliegend bei dem Einsatz des Notarztes nicht um
eine Arbeitshilfe im Rahmen des Amtsgeschäfts gehandelt
hat, kann der Gerichtsvollzieher diese Kosten nicht in Ansatz
bringen. Das Amtsgeschäft des Gerichtsvollziehers lag vorlie-
gend darin, die Vollstreckung bei der Schuldnerin vorzuneh-
men. Die Hinzuziehung des Notarztes diente aber nicht der
Vollstreckung, sondern dem Wohl der Schuldnerin. Es bleibt
dem Gerichtsvollzieher unbenommen diese Kosten gegenüber
der Schuldnerin geltend zu machen.

Anmerkung der Schriftleitung:

Der Gerichtsvollzieher war in der gegebenen Situation
verpflichtet, ärztliche Hilfe zu holen. Bei unterlassener Hilfe-
leistung hätte er sich ggf. gem. § 323c StGB strafbar gemacht.
Der vorstehenden Entscheidung ist zwar zuzugeben, daß § 35
GVKostG für die Erstattung der entstandenen Arztkosten we-
nig hergibt, obgleich der Gläubiger, in dessen Auftrag der Ge-
richtsvollzieher tätig war, letztlich die Ursache für die einge-
tretene Situation gesetzt hat. Wenn mit dem Beistand des Arz-
tes die Vollstreckung schließlich noch durchgeführt werden
konnte, hätte evtl. die Möglichkeit bestanden, die hierdurch
entstandenen zusätzlichen Kosten doch als „Arbeitshilfe“
gem. § 35 Abs. 1 Nr. 11 GVKostGr. in Ansatz zu bringen, zu-
mal der Gläubiger die Möglichkeit hätte, diese Kosten bei der
weiteren Vollstreckung gem. § 788 ZPO geltend zu machen.
Auf jeden Fall dürften die Arztkosten dem Gerichtsvollzieher
nach § 11 Abs. 3 GVO zu erstatten sein, wenn sie von der
Schuldnerin nicht bezahlt werden.

Einsendung von Entscheidungen

Die Deutsche Gerichtsvollzieher-Zeitung veröffentlicht
in jeder Ausgabe Entscheidungen, die vollstreckungs-
rechtliche Probleme behandeln, ist bei deren Auswahl
aber auf die Entscheidungen angewiesen, die ihr einge-
sandt werden. Leider bleiben viele Entscheidungen, die
auch für andere Gerichtsvollzieher von Interesse sein
könnten, unveröffentlicht, weil sie der Schriftleitung
nicht eingesandt wurden. Die Schriftleitung richtet des-
halb an alle Leser der DGVZ die höfliche Bitte, ihr Ent-
scheidungen aus dem Vollstreckungs-, Zustellungs-
und Kostenrecht, die von allgemeinem Interesse sind,
zuzuleiten. Für jede veröffentlichte Entscheidung wird
dem Einsender zur Abgeltung seiner Mühe und Ausla-
gen eine Entschädigung gezahlt. Deshalb bitte auch
Bankkonto angeben.

Alle Einsendungen werden erbeten an den Schrift-
leiter der DGVZ:

OGV Theo Seip
Am Rosenhang 4
65549 Limburg/Lahn
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Bundesverdienstkreuz für den Kollegen Josef Gerhards

Landesverband Nordrhein-Westfalen e. V.

Der Bundespräsident hat dem KollegenJosef Gerhards, Bezirksver-
band Köln im Landesverband Nordrhein-Westfalen e. V., für seine
Verdienste das Verdienstkreuz am Bande des Verdienstordens der
Bundesrepublik Deutschland verliehen.

Diese hohe Auszeichnung wurde Herrn KollegenJosef Gerhards am
11. 09. 1996 vom Präsidenten des Oberlandesgerichts in Köln über-
reicht.
Der Präsident des Oberlandesgerichts Köln würdigte anläßlich der
Verleihung das große Engagement des Kollegen während seiner 30-
jährigen Verbandstätigkeit. In all seinen Aufgaben konnteJosef Ger-
hards durch unermüdlichen Einsatz, Fleiß und Vorbildfunktion wert-
volle Dienste für das Gemeinwohl der Gerichtsvollzieher leisten.

Josef Gerhardswurde am 07. 08. 1932 in Köln geboren. Nach been-
deter Schulzeit trat er am 02. 05. 1947 in Köln in den Dienst der Deut-
schen Eisenbahnverwaltung ein und wechselte 1954 in den Geschäfts-
bereich der Landesjustizverwaltung. Er beendete hier am 18. 07. 1956
seine Laufbahnprüfung für den mittleren Justizdienst mit der Note
„Gut“.
Nach weiteren Ausbildungsgängen legte er am 07. 11. 1959 die Prü-
fung zum Gerichtsvollzieher ab und wurde 1962 planmäßiger Ge-
richtsvollzieher.
Am 21. 03. 1966 wurde er zum Obergerichtsvollzieher ernannt.

Bereits 1966 engagierte sichJosef Gerhards in der berufsständischen
Vertretung:

1966 – Geschäftsführer des Verbandes der Gerichtsvollzieher im
Oberlandesgerichts-Bezirk Köln e. V.

1971 – Geschäftsführer des Landesverbandes Nordrhein-Westfalen
e. V.

1987 – 1996 Vorsitzender des Landesverbandes Nordrhein-Westfalen
e. V.

Über seine Funktionen im Gerichtsvollzieherverband hinaus warJosef
Gerhards Mitglied bzw. Ersatzmitglied im Bezirkspersonalrat beim
Oberlandesgericht Köln und seit 1987 auch im Hauptpersonalrat beim
Justizministerium des Landes Nordrhein-Westfalen.

In den Jahren 1970 bis 1973 erteilte er Unterricht im Ausbildungsbe-
reich der Rechtsanwaltsgehilfen und war Mitglied des zuständigen
Prüfungsausschusses.
Ferner unterrichtete er im Begleitlehrgang der Gerichtsvollzieheran-
wärter im OLG-Bezirk Köln und war auch dort in den Jahren 1983 bis
1991 Mitglied des Prüfungsausschusses für Gerichtsvollzieheranwär-
ter.

In seine Amtszeit als Vorsitzender des Landesverbandes Nordrhein-
Westfalen e. V. fiel die Wiedervereinigung Deutschlands. Hier wirkte
er beim Aufbau des Gerichtsvollzieherwesens aufgrund der Partner-
schaft des Landes Nordrhein-Westfalen und Brandenburg mit und
setzte sich nachhaltig für eine personelle Unterstützung des neuen
Bundeslandes durch westdeutsche Gerichtsvollzieher ein.

Josef Gerhards hat sich um den Berufsstand der Gerichtsvollzieher
sehr verdient gemacht. Die Gerichtsvollzieher schulden ihm Dank und
Anerkennung.

Der Bundesvorstand beglückwünscht den KollegenJosef Gerhards
für diese verdiente hohe Auszeichnung.

Beischall Majewski Heinze Streich
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